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Nr. 
 

 
Bedenken/Anregungen 

 
Stellungnahme der Verwaltung 

und Beschlussantrag 

 
Beschluss 

1. Träger öffentlicher Belange - Bedenken und Anregungen 
 

1.1. Landratsamt Bodenseekreis, Amt für Bauen, Klima und Mobilität, 88041 Friedrichshafen 
(Eingang per Mail am  25.07.2024) 

 wir nehmen Bezug auf Ihre Mail vom 28.06.2024 und geben zu dem o. 
g. geänderten Bebauungsplanentwurf Stand 11.06.2024 folgende koor-
dinierte Stellungnahme ab: 

  

 Fachliche Stellungnahme siehe Buchstabe A bis C   

 A. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
die im Regelfall nicht überwunden werden können 

  

 Art der Vorgabe   

 I. Belange des Natur- und Landschaftsschutzes: 
Aussagen zu Beeinträchtigungen aller untersuchten Artengruppen 
durch die Planung (vgl. koordinierte Stellungnahme vom 09.11.2023, 
A.2.) sind auch den aktuellen Unterlagen nicht zu entnehmen. Das 
Artenschutzgutachten ist mit Kommentierungen versehen, deren Ge-
wicht/Wirksamkeit nicht klar ist (z. B „die Auslösung von Verbotstat-
beständen gem. § 44 BNatSchG ist im Rahmen einer artenschutz-
rechtlichen Prüfung konkret abzuarbeiten“). 

In der Synopse wird der Artenschutzgutachter wie folgt zitiert: „Bei 
der Betrachtung wurde davon ausgegangen, dass es keine relevan-
ten Veränderungen im Bestand gibt. Es soll keine zusätzliche Bebau-
ung geben und der Baum-/Grünbestand soll erhalten werden. Daher 
wurde auch keine Auswirkungsprognose vorgenommen und es wur-
den auch keine Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahme vorge-
schlagen.“ 
Diese Aussage ist nicht korrekt, da neue Baufenster vorgesehen sind 
und Bäume gefällt werden müssen. 
 
 
 
 

 
Mit dem zitierten Kommentar weist das Gutachten da-
rauf hin, dass im Rahmen der jeweiligen Baumaßnah-
men zu prüfen ist, ob verbotstatbestände ausgelöst 
werden. Diesem Hinweis ist mit der planungsrechtli-
chen Festsetzung Nr. 8.1 Rechnung getragen, wo-
nach vor Fäll- und Abrissarbeiten die betroffenen Ge-
hölze und Gebäude entsprechend zu untersuchen 
sind. 
 
 
Die möglichen Neubebauungen und erforderlichen 
Baumfällungen sind im Vergleich zum Gesamtgebiet 
und zum Bestand eher untergeordnet. Der Textteil 
des Bebauungsplanes enthält jedoch Festsetzungen 
zum Artenschutz (Pkt. 8.1 – 8.5). 
 
 
 
 
 
 

 
Nicht erforderlich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht erforderlich 
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Die festgesetzten Bäume sowie die Heckenpflanzung auf dem 
Grundstück Flst.-Nr. 279/1 sind zum Schutz des Dunkelkorridors und 
Nahrungshabitats (bspw. des großen Mausohrs) an die Nordgrenze 
des Flurstücks zu verschieben. An den jetzigen Standorten haben sie 
hierfür keine Relevanz. Unabhängig hiervon kollidieren die Baum-
pflanzungen im Süden des Flurstücks mit den dortigen Bestandsbäu-
men und sind - wie auch die geplante Hecke an der Ostgrenze - im 
Hinblick auf den Dunkelkorridor wirkungslos. 

Hierzu nehmen die Verfasser des Artenschutz-Gut-
achtens wie folgt Stellung: 

„Unserem Bericht geht hervor, dass in Hinsicht auf 
das Spektrum lichtsensibler Fledermausarten der 
Dunkelkorridor in dem sich das Jagdhabitat befindet, 
erhalten werden muss. Unserer Meinung nach bleibt 
dieser Korridor und Jagdgebiet auch weiterhin erhal-
ten, da dem Planentwurf nach (Stand 26.09.2023), 
keine neuen Flächen versiegelt werden und entfallene 
Leitstrukturen durch Ersatzpflanzungen kompensiert 
werden können. Zudem ist keine nächtliche Beleuch-
tung dieser Flächen vorgesehen. 

Es gibt unserer Meinung nach auch keine alternativ-
lose Notwendigkeit zum Erhalt genau dieser Gehölz-
strukturen und Teilfläche des Dunkelkorridors, da es 
Ausweichmöglichkeiten für Mausohren gibt. Unseren 
Erhebungen nach zu urteilen, besteht nur eine mä-
ßige Anzahl von Kontakten (rd. 20-30, im Zeitraum 
vom 24.05. bis 27.05.2022) im Untersuchungsgebiet 
durch Mausohren, die darauf schließen lässt, dass es 
sich nicht um ein primäres Jagdgebiet einer Wochen-
stube handelt.“ 
 

Nicht erforderlich 
 

 II. Belange des Forsts: 
Laut Beschluss zu den im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung vor-
gebrachten Belange des Waldes und der Forstwirtschaft soll an den 
im ursprünglichen Entwurf festgesetzten Baufeldern festgehalten 
werden. Die vom Forstamt in der koordinierten Stellungnahme vom 
09.11.2023 dargelegten Belange des Waldes sind jedoch weiterhin 
uneingeschränkt zutreffen. 

Die Abstände zwischen den geplanten Baufenstern der Hauptge-
bäude Waldweg 6 – 20 und der auf der gegenüberliegenden Stra-
ßenseite baumbestockten Fläche betragen teilweise lediglich 10 m. 
Der Wald wächst auf einem nach Westen abfallenden Hang, und wird 
überwiegend von 20-30 m hohen Laubbäumen (Eiche, Buche, Ahorn, 
Robinie) gebildet, die sich in Richtung des Geltungsbereiches und 
der vorhandenen Bebauung neigen. Vor diesem Hintergrund ist eine 

 
 
 
Am 06.12.2024 fand eine Besprechung mit dem Land-
ratsamt Bodenseekreis (Forstamt) und dem Regie-
rungspräsidium Freiburg (Abt. 8 – Körperschaftsforst-
direktion) statt, im Rahmen dessen die Thematik des 
angrenzenden Waldes und die Begegnung der damit 
verbundenen Gefahren sowie andererseits auch der 
zu berücksichtigende bestehende Bestandsschutz der 
vorhandenen Bebauung/Siedlungsstruktur nochmals 
intensiv besprochen wurden. Unter Berücksichtigung 
der dabei gewonnenen Erkenntnisse wird zur Begeg-
nung möglicher Gefahren folgendes vorgeschlagen: 

 
 
Die Hinweise der 
Forstbehörde wer-
den unter Berück-
sichtigung der aus 
dem geführten Ge-
spräch am 
06.12.2024 gewon-
nenen Erkenntnisse 
aufgenommen. Ver-
waltung und Planer 
schlagen folgende 
Änderungen vor:  
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erhöhte Gefährdungssituation insbesondere durch umstürzende 
Bäume zu unterstellen. Ursächlich ist die gegebene topographische 
Situation sowie die deutlich erkennbare Verschiebung der Kronen-
schwerpunkt in Richtung Bebauung (Baumneigung). Es muss davon 
ausgegangen werden, dass die Auswirkungen der Klimaveränderung 
zu vermehrten Extremwetterereignissen wie z. B. Trockenheit, Stur-
mereignissen und Starkniederschlag führen, die das Gefährdungsri-
siko weiter erhöhen. Gleichzeitig ist perspektivisch mit steigenden 
Waldbrandrisiken zu rechnen. 

Aufgrund der aus forstfachlicher Sicht gegebenen Zusammenhänge 
wird erneut dringend darum gebeten, auch bei Beibehaltung der 
Grünflächenfestsetzungen, ein weit möglichstes Abrücken der Bau-
felder vom Waldweg für spätere Neubauten vorzusehen, um für die 
Zukunft einen besseren Waldabstand zu gewährleisten. Dies gilt ins-
besondere auch für das festgesetzte Baufeld der Baulücke auf 
Grundstück Flst.-Nr. 2373/1. Aussagen zur Unterschreitung des 
Waldabstandes gem. § 4 Abs. 3 Satz 2 LBO fehlen bislang im Be-
bauungsplan. 

Falls an den in der bisherigen Planung vorgesehenen Baufeldern 
festgehalten wird, besteht aus Sicht des Forstamtes eine sicherheits-
relevante Festsetzung die im dauerhaften Widerspruch zur gesetzli-
chen Waldabstandsvorschrift steht. 

- Die Baufenster (westlichen Baugrenzen) sol-
len unter Berücksichtigung des grundsätzli-
chen Ziels des Bebauungsplans, die Grünflä-
chen im Westen so weit als möglich zu erhal-
ten, weiter in Richtung Westen verschoben 
werden.  
 

- Die Gemeinde wird in Absprache mit dem 
Forstamt ein Pflegekonzept erarbeiten, um 
eine Wuchshöhenbegrenzung der Bäume im 
angrenzenden Waldsaum zu gewährleisten. 
Die Bäume sind auf entsprechenden Höhen 
zu halten, sodass bei einem Umsturz nicht zu 
einer Gefährdung der westlich angrenzenden 
Bebauung kommt.  Eine regelmäßige Höhen-
kontrolle der Bäume (nach Erforderlichkeit 
auch mehrmals jährlich) soll erfolgen. 
 

- Bei der Entnahme von Bäumen wird ein Er-
satz (Neupflanzung) durch Bäume 2. Ordnung 
(bspw. Feldahorn) erfolgen, deren Wuchshö-
hen geringer sind. 
 

-  
- Bezüglich möglicher Feuergefahren: Im Wald-

weg sind ausreichend Hydranten zur Brand-
bekämpfung vorhanden. Außerdem besteht 
zusätzlich die Möglichkeit zur Wasserent-
nahme aus dem westlich nahe gelegenen Bo-
densee. 
 

- Im Bebauungsplan wird besonders auf die 
sich aus § 41 LWaldG bestehenden Pflichten 
und deren Einhaltung hingewiesen. 

 

Zustimmung zu:  
Verschieben der 
Baugrenzen der 
maßgeblichen Flur-
stücke nach Wes-
ten;  
 
Besonderes Pflege-
konzept nach Ab-
sprache mit der 
Forstbehörde mit 
den erwähnten In-
halten (Wuchshö-
henbegrenzung, 
mehrmalige jährli-
che Kontrollen nach 
Erforderlichkeit; 
 
Ersatz von Bäumen 
durch Bäume zwei-
ter Ordnung mit 
niedriger Wuchs-
höhe;  
 
Aufnahme von Hin-
weisen auf einschlä-
gige Regelungen im 
LWaldG in den Text-
teil des Bebauungs-
plans 

 Rechtsgrundlage 
zu I.: § 44 Abs. 1 BNatSchG  
zu II.: § 4 Abs. 3 LBO 
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 Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befrei-
ungen) 
zu I.: § 44 Abs. 5 BNatSchG, § 45 Abs. 7 BNatSchG 
zu II.: Regelungen zum Waldabstand im Bebauungsplan, Verschie-

bung der Baufenster 

  

 B. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g.  
Entwurf berühren können, mit Angabe des Sachstands   ----- 

  

 C. Stellungnahme aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g.  Ent-
wurf, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung 
und ggfls. Rechtsgrundlage 

  

 I.  Belange des Bauordnungsrechts: 
1. Die Festsetzung Nr. 2.0 zur Erdgeschossfußbodenhöhe wird nach 

wie vor als problembehaftet und nicht ausreichend angesehen. 
Eine Festsetzung fehlt für den Fall des Abbruchs eines Gebäudes, 
da dort weder ein bestehendes noch ein gewachsenes Gelände 
herangezogen werden kann. 

2.  
Ergänzend weisen wir bzgl. einer fehlenden Bestimmtheit auf das 
VGH Urteil vom 14.11.2023 (5 S 3639/21) hin, wonach das Krite-
rium der jederzeit veränderbaren bestehenden Geländeoberfläche 
als Bezugspunkt für eine Höhenfestsetzung ungeeignet ist.  
 
 
 
 
 
 

3. Aus der örtlichen Bauvorschrift Nr. 4.0, Absatz 4, geht nicht her-
vor, ob Abgrabungen im Bereich von Hang-/Untergeschossen zu-
lässig sind. Es wird lediglich auf die Erschließung abgezielt. 

 

 

 

 

Für den Fall eines Abbruchs gilt der Bestand, diese 
Erdgeschoss-Fußbodenhöhe kann problemlos aus 
den Bauakten entnommen werden. 
 
 
 
 
Für die Neubebauung wird vorgeschlagen, statt des 
gewachsenen Geländes die angrenzende Straße 
(Waldweg) als Bezugspunkt heranzuziehen und hier-
für einen Meßpunkt im zeichnerischen Teil des Be-
bauungsplanes auszuweisen. 
 
 
 
 
 
Die örtliche Bauvorschrift Nr.4.0 ist missverständlich 
formuliert. An den Gebäuden sind grundsätzlich nur 
Abgrabungen zulässig, die zur Erschließung des Kel-
lergeschosses erforderlich sind. Sie dürfen eine 
Grundfläche von 5 m² nicht überschreiten. Es wird 
vorgeschlagen, die Bauvorschrift entsprechend umzu-
formulieren. 
 
 
 

 
Nicht erforderlich 
 
 
 
 
 
Zustimmung zur 
Heranziehung der 
Straßenhöhe als Be-
zugspunkt für die 
Erdgeschoss-Fuß-
bodenhöhen und 
zum Eintrag eines 
Messpunktes im 
Rechtsplan 
 
Zustimmung zur 
vorgeschlagenen 
Umformulierung der 
örtlichen Bauvor-
schrift Nr. 4.0 
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4. Die Regelung von Tiefgaragen ab der dritten Wohnung sollte ein-
deutiger formuliert sein. Die in der Abwägung und Begründung ge-
machten Aussagen sollten aus der Festsetzung Nr. 4.0, Absatz 5 
direkt hervorgehen. In diesem Zusammenhang weisen wir für die 
Fälle des § 37 Abs. 3 Satz 2 LBO (Umbauten, Anbauten zur 
Wohnraumschaffung) darauf hin, dass keine weiteren erforderli-
chen Stellplätze gefordert werden können. 

 
 

5. Die Zufahrt zum Grundstück Flst.-Nr. 282 (Haus 22a) ist entgegen 
der Synopse nach wie vor im Rechtsplan nicht enthalten, Aussa-
gen zur Sicherung nicht gemacht. 

 

 

 

6. In der örtlichen Bauvorschrift Nr. 2.4 werden Solarpanele als Fas-
sadenelemente zugelassen. Das geht jedoch über sogenannte 
Balkonkraftwerke hinaus. 

 
7. Es wird darauf hingewiesen, dass die derzeitige Formulierung der 

örtlichen Bauvorschrift 2.3 nicht für Zwerchgiebel und Widerkehre 
anwendbar ist. Laut Synopse sollen Widerkehre nicht zulässig 
sein, dies ist nur indirekt aufgrund der Wandhöhenfestsetzung ab-
leitbar. 

 
 
 
 
 
Wir bitten daher allgemein alle maßgeblichen Abwägungsbegründun-
gen in die Bebauungsplanbegründung aufzunehmen, auch jene aus der 
Synopse des Gemeinderatsbeschlusses vom 11.06.2024 (z.B. auch 
„keine Firsthöhenüberschreitungen durch technische Anlagen“, Dach-
einschnitte, Stützmauern, …). 

Es wird vorgeschlagen, die planungsrechtliche Fest-
setzung Nr. 4.0 wie folgt zu ergänzen: 

`Ab der dritten Wohneinheit je Gebäude sind die erfor-
derlichen Stellplätze zwingend in einer Tiefgarage, in-
nerhalb der Bestandsgebäude (z. B. im Unterge-
schoss) oder durch Doppelparker-Anlagen in Ga-
ragen unterzubringen.´ 
 
Wie in der Synopse aus der vorangegangenen Offen-
lage aufgeführt, wird das Haus Waldweg 22a über das 
angrenzende Grundstück Fl. St. Nr. 286/2 (Waldweg 
22) erschlossen. Hierfür gibt es ein Überfahrtsrecht 
(siehe hierzu auch die private Stellungnahme Nr. 2.4). 
In der genannten Synopse wird ausgeführt, dass die 
Zufahrt zum Gebäude Meersburger Straße 19a im 
Rechtsplan dargestellt wird – redaktionelle Ergän-
zung. 
 
Redaktionelle Korrektur: `Solarpaneele als sog. `Bal-
konkraftwerke sind zulässig.´ 
 
 
Zwerchgiebel und Widerkehre sind keine Dachaufbau-
ten und damit gem. der örtlichen Bauvorschriften nicht 
zulässig. Dies ist auch zugunsten einer zurückhalten-
den Gebäudegestaltung und einer ruhigen Dachland-
schaft ausdrücklich so gewünscht. 

Es wird vorgeschlagen, zur Klarstellung die örtliche 
Bauvorschrift Nr. 2.3 – Dachaufbauten und dachein-
schnitte wie folgt zu ergänzen: 

`Zwerchgiebel und Widerkehre sind nicht zulässig.´ 

 

Kenntnisnahme 

 

Zustimmung zur 
vorgeschlagenen Er-
gänzung der pla-
nungsrechtlichen 
Festsetzung Nr. 4.0 
 
 
 
 
Nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht erforderlich. 
 
 
 
Zustimmung zur 
vorgeschlagenen Er-
gänzung der örtli-
chen Bauvorschrift 
Nr.2.3 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht erforderlich. 
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 III.   Belange des Natur- und Landschaftsschutzes: 
1. Eine etwa 100 m lange Teilfläche des gesetzlich geschützten Bio-

tops „Feuchtgebiet Öschle, Unteruhldingen“ (Nr. 182214357799) 
entlang der Grundstücksgrenze der Flurstücke 277 und 278 ist nicht 
mehr existent. Dies widerspricht dem Schutzzweck des geschützten 
Grünbestands „Untere Bayenwiesen“ für dessen Erhaltung die Ge-
meinde zuständig ist. Wir bitten dafür Sorge zu tragen, dass die ge-
schützten Flächen wiederhergestellt werden. 

2. Es wird begrüßt, dass zwei der drei in der koordinierten Stellung-
nahme vom 9.11.2023 angesprochenen nichtheimischen Arten aus 
den Pflanzlisten herausgenommen wurden. Es wird angeregt auch 
die dritte nichtheimische Art entsprechend der Synopse („Strei-
chung der genannten Pflanzenarten“) zu entfernen. 

 
 
 
 
3. Die Ausweisung einer Baufläche widerspricht grundsätzlich der Re-

gelung zum Geschützten Grünbestand. Die Baugenehmigung für 
das Gebäude Meersburger Straße 19a vom 25.08.1993 konnte nur 
mit einer Befreiung nach § 6 der Verordnung zum Schutz des Grün-
bestandes Untere Bayenwiesen unter entsprechenden Maßgaben 
erfolgen (u. a. intensive Dachbegrünung, Bepflanzungsauflagen). 
Ob zur Wahrung des Bestandschutzes eine WA- sowie Baufeldfest-
setzung erforderlich ist, wird weiter in Frage gestellt. 

Die Darstellung im Rechtsplan entspricht exakt der Bi-
otopkartierung der LUBW. In dieser Kartierung gibt es 
keine Teilfläche entlang der Grundstücksgrenze der 
Fl. St. Nr. 277 und 278. 
 
 
 
Mit der dritten nichtheimischen Pflanzenart ist wohl 
der Zierapfel – Maulus floribunda gemeint. Dabei han-
delt es sich um einen weithin verbreiteten, vielseitig 
verwendbaren Kleinbaum, der auf zahlreichen, auch 
beengten Standorten gepflanzt werden kann. Er soll 
deshalb nicht gestrichen werden. 
 
 
 
 
 
Das Baufenster und die zugehörige Nutzungsschab-
lone umfassen exakt den Bestand. Die Ausweisung 
eines Allgemeinen Wohngebietes dokumentiert vor-
handene Tatsachen sowie genehmigten Nutzungen 
und soll zur Transparenz der Planung beitragen.  
 

Nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung zur 
Beibehaltung der 
genannten Pflanzen-
art – Zierapfel in der 
Pflanzenliste 
 
 
 
 
 
 
Nicht erforderlich. 
 

 

1.2.    Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Fontainegraben 200, 53123 Bonn 
(Eingang per Mail am 28.06.2024) 

 Vorbehaltlich der gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Ver-
teidigungsbelange nicht beeinträchtigt. Es bestehen daher zum angege-
benen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Be-
lange keine Einwände. 

 

 

--- --- 
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1.3.    Polizeipräsidium Ravensburg, Sachbereich Verkehr, Gartenstraße 97, 88212 Ravensburg 
(Eingang per Mail am 03.07.2024) 

 zu Örtliche Bauvorschriften 4.1 

„Beidseits der Grundstücks- Ein- und Ausfahrten darf auf einer Länge 
von jeweils 3 m die Höhe der Einfriedungen und Bepflanzungen max. 
0,80 m betragen.“ 
Die Höhe der Einfriedungen entlang von öffentlichen Straßen sollte 
grundsätzlich auf 0,8m begrenzt werden. 3m reichen einfach nicht aus, 
um ein sicheres Einfahren vom Grundstück auf die Straße zu ermögli-
chen. 

Das Plangebiet umfasst größtenteils bereits beste-
hende Gebäude mit den entsprechenden Freianlagen. 
Das Straßenbild entlang des Waldweges wird u. a. 
durch Bepflanzungen geprägt. Die durchgängige Hö-
henreduzierung auf max. 0,80 würde das Straßenbild 
nachteilig verändern und ist darüber hinaus aufgrund 
des gewachsenen Bestandes unrealistisch. 

Nicht erforderlich. 

 

1.4.    Deutsche Telekom Technik GmbH, Niederlassungs Südwest, Adolf-Kolping-Str. 2-4, 78166 Donaueschingen 
(Eingang per Mail am 04.07.2024) 

 Zum o. g. Bebauungsplan haben wir im November 2023 bereits Stel-
lung bezogen. Diese Stellungnahme gilt bis auf weiteres uneinge-
schränkt. 

Unsere Anregungen wurden in der Synopse vermerkt, daher haben wir 
zum aktuellen Bebauungsplan keine Einwände. 

--- --- 

 

1.5.    Landesamt für Geoinformation und Landentwiclung Baden-Württemberg, Ref. 44 – Bezirk Süd, Büchsenstr. 54, 70174 Stuttgart 
(Eingang per Mail am 08.07.2024) 

 [vielen Dank…] Das Landesamt für Geoinformation und Landentwick-
lung Baden-Württemberg hat keine Bedenken gegen die Planungen, 
Anregungen werden nicht vorgebracht. Laufende oder geplante Flur-
neuordnungsverfahren sind nicht betroffen. 

--- --- 

 

1.6.    Thüga Energienetze GmbH, Industriestr. 7, 78224 Singen 
(Eingang per Mail am 10.07.2024) 

 [vielen Dank…] Gerne teilen wir Ihnen mit, dass von unserer Seite keine 
Einwände gegen die geplante Bebauung bestehen. 

 

 

--- --- 
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1.7.    Zweckverband Bodensee-Wasserversorgung, Hauptstr. 163, 70563 Stuttgart 
(Eingang per Mail am 10.07.2024) 

 Im Bereich dieser Maßnahme befinden sich weder vorhandene noch 
geplante Anlagen der BWV. Es werden daher keine Bedenken erhoben. 

--- --- 

 

1.8.    Vodafone West GmbH, Ferdinand-Braun-Platz 1, 40549 Düsseldorf 
(Eingang per Mail am 10.07.2024) 

 [wir bedanken uns…]  

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von 
Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im 
Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres 
Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist 
unsererseits derzeit nicht geplant. 

Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom ausführenden Tief-
bauunternehmen anzufordern. Unsere kostenlosen Planauskünfte sind 
erreichbar via Internet über die Seite: 

https://www.vodafone.de/immbilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/in-
dex.html 

Dort kann man sich einmalig registrieren lassen und Planauskünfte ein-
holen. 

Bitte beachten Sie: 

Es müssen aktuell immer zwei Planauskünfte für Bestandsnetz der Vo-
dafone Deutschland GmbH und Vodafone GmbH/Vodafone West 
GmbH angefordert werden. 

 
Kenntnisnahme 

 
Nicht erforderlich 

 

1.9.    Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart, Dienstgebäude: Fischersteig 9, 78343 Gaienhofen-Hemmenhofen 
(Eingang per Mail am 19.07.2024) 

 [vielen Dank für …]    

 1. Bau- und Kunstdenkmalpflege: 

Bezüglich des genannten Verfahrens äußert die Bau- und Kunstdenk-
malpflege keine Anregungen oder Bedenken. 

 
--- 

 
--- 

https://www.vodafone.de/immbilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/index.html
https://www.vodafone.de/immbilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/index.html
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 2. Archäologische Denkmalpflege: 

für Unteruhldingen Waldweg/Bayenwiesen (landseitig von Stollenwie-
sen/Bayenwiesen) wird ein BPL aufgestellt, der regelt, dass die Grünflä-
chen erhalten bleiben sollen. Wenige neue Baufenster und ein paar er-
weiterte Baufenster sind aus dem beigefügten Plan ersichtlich. 

Der Grünlandbereich befindet sich direkt benachbart zur Pfahlbausied-
lung „Unteruhldingen-Bayenwiesen“. Dazu gehörige prähistorischen 
Überreste könnten sich auch uferseitig im heutigen Grünlandbereich im 
Untergrund erhalten haben. Unter der Annahme, dass durch die neuen 
Festsetzungen im BPL damit größere Baumaßnahmen im Grünlandbe-
reich ausgeschlossen sind, erhebt das Landesamt für Denkmalpflege 
keine Bedenken, bittet aber trotzdem um Übernahme des folgenden 
Hinweises in die textlichen Festsetzungen: 

Mögliche – auch genehmigungsfreie – Erdarbeiten im Bereich des 
Grünlands unterhalb der Geländestufe sind dem Fachgebiet Feuchtbo-
denarchäologie spätestens zwei Wochen im Voraus schriftlich anzuzei-
gen und zwar an unsere Dienststelle in  
78343 Gaienhofen-Hemmenhofen, Fischersteig 9.  
Ansprechperson ist Dr. Julia Goldhammer  
(FPS-Feuchtbodenarchaeologie@rps.bwl.de) 
 Tel. 0773593777126. 

 

Wir weisen darauf hin, dass die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG 
grundsätzlich gelten und bitten diese in die Planunterlagen aufzuneh-
men: 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische 
Funde oder Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG um-
gehend einer Denkmalschutzbehörde (Landesamt für Denkmalpflege, 
Tel. 07071/757-2429) oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische 
Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramik- reste, Knochen, etc.) 
oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdver-
färbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der 
Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denk-
malschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf 
die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird 

 
 
 
 
 
 
Es wird vorgeschlagen, den bereits im Textteil des 
Bebauungsplanes enthaltenen Hinweis zur archäolo-
gischen Denkmalpflege wie folgt zu ergänzen: 
 
„Der Grünlandbereich befindet sich direkt benachbart 
zur Pfahlbausiedlung „Unteruhldingen-Bayenwiesen“. 
Dazu gehörige prähistorischen Überreste könnten 
sich auch uferseitig im heutigen Grünlandbereich im 
Untergrund erhalten haben. 
Mögliche – auch genehmigungsfreie – Erdarbeiten im 
Bereich des Grünlands unterhalb der Geländestufe 
sind daher dem Fachgebiet Feuchtbodenarchäologie 
spätestens zwei Wochen im Voraus schriftlich anzu-
zeigen und zwar an unsere Dienststelle in  
78343 Gaienhofen-Hemmenhofen, Fischersteig 9.  
Ansprechperson ist Dr. Julia Goldhammer  
(FPS-Feuchtbodenarchaeologie@rps.bwl.de) 
 Tel. 0773593777126.“ 

 

 
 
 
 
 
 
Zustimmung zur 
vorgeschlagenen Er-
gänzung des  
Hinweises zur 
archäologischen 
Denkmalpflege im 
Textteil des 
Bebauungsplanes  
 
 
 
 
 

mailto:FPS-Feuchtbodenarchaeologie@rps.bwl.de
mailto:FPS-Feuchtbodenarchaeologie@rps.bwl.de
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hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer 
Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu 
rechnen. Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt 
werden. 

 

1.10.    IHK Bodensee-Oberschwaben, Lindenstr. 2, 88250 Weingarten 
(Eingang per Mail am 19.07.2024) 

 Wir bedanken uns für die Beteiligung am oben genannten Planungs-
verfahren und teilen Ihnen mit, dass von Seiten der Industrie- und Han-
delskammer keine Bedenken bestehen. 

--- --- 

 

1.11.  Regierungspräsidium Freiburg, Landesforstverwaltung B-W, Ref. 83, Bertoldstr. 43, 79098 Freiburg 
(Eingang per Mail am 22.07.2024) 

 der Gemeinderat der Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen hat in seinen öf-
fentlichen Sitzungen am 15.03.2022 und 25.04.2024 die Aufstellung 
des Bebauungsplans „Waldweg – Bayenwiesen“ (Unteruhldingen) be-
schlossen. 

Die höhere Forstbehörde hat sich zu diesem Bauleitplanverfahren be-
reits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
mit Schreiben vom 09.11.2023 geäußert. Insbesondere wurde darauf 
hingewiesen, dass der Geltungsbereich des Bebauungsplans im Osten 
unmittelbar an Wald grenzt und somit forstliche Belange von der Bau-
leitplanung berührt sind. Das gilt in besonderer Weise für den nach § 4 
Abs. 3 LBO grundsätzlich erforderlichen Abstand zwischen Wald und 
Gebäuden von mindestens 30 m, der hier unterschritten wird. 

Ihrem jetzigen Schreiben entnehmen wir, dass der Gemeinderat das Er-
gebnis der frühzeitigen Beteiligung beraten und dem überarbeiteten 
Entwurf des Bebauungsplans gebilligt hat. Eine diesbezügliche Sy-
nopse ist in den nun zur Verfügung gestellten Unterlagen enthalten. 

Zudem wurden die öffentliche Auslegung sowie die Beteiligung der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB beschlossen. In diesem Zusammenhang äußert sich die höhere 
Forstbehörde zu den nun vorgelegten Unterlagen wie folgt. 
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 STELLUNGNAHME   

 Laut Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung zum Bebauungsplan „Wald-
weg - Bayenwiesen“ soll an der ursprünglichen Planung festgehalten 
werden. Somit beträgt der Abstand zwischen den geplanten Baufens-
tern bzw. vorhandenen Gebäuden und dem östlich angrenzenden Wald 
nach wie vor meist weniger als 10 m. Die Waldfläche besteht überwie-
gend aus 20-30 m hohen Laubbäumen (v. a. Eiche, Buche, Ahorn, Ro-
binie). Diese stocken an einem mäßig nach Osten ansteigenden Hang, 
wo sie nach den Ergebnissen der Waldfunktionenkartierung im Unter-
hangbereich einen gesetzlichen Bodenschutzwald bilden. 

Vor diesem Hintergrund ist hier eine erhöhte Gefährdungssituation – v. 
a. durch umstürzende Bäume – zu unterstellen. Das gilt besonders un-
ter Berücksichtigung der gegebenen topographischen Situation sowie 
der bereits heute in Richtung Bebauung geneigten Baumkronen. In die-
sem Zusammenhang ist noch zu bedenken, dass die allgemein prog-
nostizierten klimatischen Veränderungen wohl mit häufigeren Extrem-
wetterereignissen einhergehen. Eine zunehmende Häufigkeit von star-
ken Stürmen und Orkanen erhöht das Risiko bzw. die Gefahren durch 
umstürzende Bäume. 

Die bereits vorhandene Bebauung und/oder die vorgelagerte öffentliche 
Straße ändern an der forstfachlichen Beurteilung der Gefahrenlage 
nichts. Selbst die üblichen Verkehrssicherungsmaßnahmen können im 
Waldrandbereich nicht jede denkbare Gefahr ausschließen. Denn hier-
bei handelt es sich regelmäßig nur um punktuelle Eingriffe, mit denen 
lediglich eine akute Gefahr durch Bäume (z. B. absterbende 
Bäume/Baumteile oder Faulstellen am Stamm) beseitigt wird. Somit 
bleibt hier stets ein Restrisiko bestehen. Beispielsweise können bei Un-
wettern auch völlig gesunde Bäume umstürzen und dann eine Gefahr 
für angrenzende Gebäude sowie die sich darin aufhaltenden (Schutz 
suchenden) Menschen darstellen. Letzteres soll durch die Waldab-
standsvorschrift in § 4 Abs. 3 LBO vermieden werden. 

Gemäß § 4 Abs. 3 Satz 1 LBO müssen bauliche Anlagen mit Feuerstät-
ten sowie Gebäude einen Abstand von mindestens 30 m zu Waldflä-
chen einhalten. Diese Waldabstandsvorschrift konkretisiert das öffentli-
che Interesse an einer Gefahrenvermeidung für den Wald und insbe-
sondere auch für die Gebäude sowie die sich dort aufhaltenden 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Am 06.12.2024 fand eine Besprechung mit dem Land-
ratsamt Bodenseekreis (Forstamt) und dem Regie-
rungspräsidium Freiburg (Abt. 8 – Körperschaftsforst-
direktion) statt, im Rahmen dessen die Thematik des 
angrenzenden Waldes und die Begegnung der damit 
verbundenen Gefahren sowie andererseits auch der 
zur berücksichtigende bestehende Bestandsschutz 
der vorhandenen Bebauung/Siedlungsstruktur noch-
mals intensiv besprochen wurden. Unter Berücksichti-
gung der dabei gewonnenen Erkenntnissen wird zur 
Begegnung möglicher Gefahren folgendes vorge-
schlagen: 
 

- Die Baufenster (westlichen Baugrenzen) sol-
len unter Berücksichtigung des grundsätzli-
chen Ziels des Bebauungsplans, die Grünflä-
chen im Westen so weit als möglich zu erhal-
ten, weiter in Richtung Westen verschoben 
werden.  
 

- Die Gemeinde wird in Absprache mit dem 
Forstamt ein Pflegekonzept erarbeiten um 
eine Wuchshöhenbegrenzung der Bäume im 
angrenzenden Waldsaum zu gewährleisten. 
Die Bäume sind auf entsprechenden Höhen 
zu halten, sodass bei einem Umsturz nicht zu 
einer Gefährdung der westlich angrenzenden 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise der 
Forstbehörde wer-
den unter Berück-
sichtigung der aus 
dem geführten Ge-
spräch am 
06.12.2024 gewon-
nenen Erkenntnisse 
aufgenommen. Ver-
waltung und Planer 
schlagen folgende 
Änderungen vor:  
 
Zustimmung zu:  
Verschieben der 
Baugrenzen der 
maßgeblichen Flur-
stücke nach Wes-
ten;  
 
 
Besonderes Pflege-
konzept nach Ab-
sprache mit der 
Forstbehörde mit 
den erwähnten In-
halten (Wuchshö-
henbegrenzung, 
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Menschen. Insofern handelt es sich bei dieser Vorschrift um eine si-
cherheitsrelevante Festsetzung. Darüber hinaus dient die Waldab-
standsvorschrift dazu, die ordnungsgemäße Bewirtschaftung der an-
grenzenden Waldflächen sowie die von diesen erbrachten Waldfunktio-
nen zu gewährleisten. 

Wie Sie in der Synopse zur frühzeitigen Beteiligung richtigerweise dar-
stellen, umfasst das Plangebiet vorrangig ein bestehendes Wohngebiet 
und genießt somit Bestandsschutz. Dementsprechend gilt die Waldab-
standsvorschrift gemäß § 4 Abs. 3 Satz 2 LBO auch nicht für bauliche 
Änderungen rechtmäßig bestehender baulicher Anlagen. Sollte der Be-
standsschutz jedoch entfallen (v. a. bei Neubau, aber auch bei Umnut-
zung denkbar), gilt § 4 Abs. 3 Satz 1 LBO uneingeschränkt, wonach 
grundsätzlich ein Waldabstand von 30 m einzuhalten ist. Im gegen-
ständlichen Fall sehen wir diesbe- züglich ebenfalls Restriktionen. 
Diese beschränken sich aber vorrangig auf die südliche Hälfte des 
Plangebiets, wo im Westen der geschützte Grünbestand „Untere 
Bayenwiese“ angrenzt. 

Demgegenüber bestehen weiter nördlich durchaus Möglichkeiten, die 
Baufenster im Sinne einer zukünftigen Gefahrenverringerung anzupas-
sen bzw. zu verschieben. Das gilt in besonderer Weise für die Flurstü-
cke Nr. 279/2, 277 und 2373/1. Bei letzterem handelt es sich im Übri-
gen um eine Baulücke ohne jegliche Bebauung. Diesbezüglich ist zu 
berücksichtigen, dass laut Urteil des Verwaltungsgerichts Freiburg vom 
26.03.2008 (- 1 K 894/06 -, juris) eine Bezugnahme auf die vorhandene 
Bebauung benachbarter Grundstücke bzw. Gebäudeteile und eine hier-
von abgeleitete „faktische Baugrenze“ nicht mit der Waldabstandsvor-
schrift in § 4 Abs. 3 LBO vereinbar sei. 

Für eine solche Interpretation des § 4 Abs. 3 Satz 1, 2. Halbsatz LBO 
gebe schon der Wortlaut dieser Norm nichts her. Die Norm spreche 
vielmehr eindeutig und unmissverständlich davon, dass Gebäude von 
Wald einen Abstand von mindestens 30 m einzuhalten haben. Dement-
sprechend könne die Waldabstandslinie regelmäßig nicht entlang des 
nächsten dem Außenbereich zugewandten Hauses gezogen werden.  

Vor diesem Hintergrund weisen wir nochmals ausdrücklich darauf hin, 
dass die im Waldrandbereich bestehenden Gefahren aus forstrechtli-
cher/-fachlicher Sicht gemäß § 4 Abs. 3 LBO (zumindest) langfristig nur 

Bebauung kommt.  Eine regelmäßige Höhen-
kontrolle der Bäume (nach Erforderlichkeit 
auch mehrmals jährlich) soll erfolgen. 
 

- Bei der Entnahme von Bäumen wird ein Er-
satz (Neupflanzung) durch Bäume 2. Ordnung 
(bspw. Feldahorn) erfolgen, deren Wuchshö-
hen geringer sind. 
 

- Bezüglich möglicher Feuergefahren: Im Wald-
weg sind ausreichend Hydranten zur Brand-
bekämpfung vorhanden. Außerdem besteht 
zusätzlich die Möglichkeit zur Wasserent-
nahme aus dem westlich nahe gelegenen Bo-
densee. 
 

- Im Bebauungsplan wird besonders auf die 
sich aus § 41 LWaldG bestehenden Pflichten 
und deren Einhaltung hingewiesen. 

 

mehrmalige jährli-
che Kontrollen nach 
Erforderlichkeit; 
Ersatz von Bäumen 
durch Bäume zwei-
ter Ordnung mit 
niedriger Wuchs-
höhe;  
 
Aufnahme von Hin-
weisen auf einschlä-
gige Regelungen im 
LWaldG in den Text-
teil des Bebauungs-
plans 
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durch eine entsprechende Ausformung bzw. Anpassung der Baugren-
zen verringert werden können. Wie wir schon in unserem Schreiben 
vom 09.11.2023 dargestellt haben, müssen sich die Baufenster dabei 
nicht zwingend an den vorhandenen Bestandsgebäuden orientieren 
bzw. mit diesen deckungsgleich sein. 

Die laut Synopse vorgesehene Beibehaltung der geplanten Baugrenzen 
würde den Widerspruch zur gesetzlichen Waldabstandsvorschrift und 
damit zu sicherheitsrelevanten Festsetzungen langfristig – d. h. auch 
bei entfallendem Bestandsschutz – zementieren. Damit werden die 
oben aufgezeigten Risiken und Gefahren seitens des Planungsträgers 
auf unbestimmte Zeit billigend in Kauf genommen, was im Schadensfall 
von der Gemeinde entsprechend zu verantworten wäre. 

Unserer Bitte, den gesetzlichen Waldabstandsstreifen gemäß § 9 Abs. 
6 BauGB nachrichtlich in den Bebauungsplan zu übernehmen, sind Sie 
bislang nicht nachgekommen. Um eine entsprechende Ergänzung wird 
nochmals gebeten. 

Analoges gilt für unsere Hinweise zur Waldgefährdung durch Feuer und 
den diesbezüglich einschlägigen § 41 LWaldG. Hiernach können im 
Hinblick auf die potentielle Waldgefährdung durch Feuer, im Waldab-
standsstreifen bis 30 m keine Feuerstätten, Feuer und offenes Licht zu-
gelassen werden. Dies umfasst ausdrücklich auch Grillgeräte und Ähnli-
ches. Diesbezügliche Festsetzungen (z. B. Ausschluss, vorbeugende 
Brandschutzmaßnahmen) sind im Textteil des Bebauungsplans bislang 
nicht zu finden. Eine Genehmigung im Sinne von § 41 Abs. 1 LWaldG 
kann ohne weitere Aussagen zum Brandschutz jedenfalls nicht in Aus-
sicht gestellt werden. 
Die untere Forstbehörde beim Landratsamt Bodenseekreis erhält Nach-
richt hiervon. 

 

1.12.  Netze BW GmbH, Eltastr. 1-5, 78532 Tuttlingen 
(Eingang per Mail am 23.07.2024) 

 Zum Bebauungsplan bringen wir folgende Anmerkungen ein: 
Unserer Stellungnahme vom 31.Oktober 2023 ist weiterhin gültig. 
Für die Zusendung der Unterlagen bedanken wir uns und bitten Sie, 
uns weiterhin am Verfahren zu beteiligen. 

Kenntnisnahme, die genannte Stellungnahme hatte 
keine Auswirkungen auf die Inhalte des Bebauungs-
planes. Die Beteiligung am weiteren Verfahren wird 
zugesichert. 

Nicht erforderlich 
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1.13.  Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau, Ref. 91, Albertstr. 5, 79104 Freiburg 
(Eingang per Mail am 23.07.2024) 

 vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Planungsvorhaben.   

 Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige Stellungnahme mit dem Ak-
tenzeichen 2511//23-04511 vom 08.11.2023 sind von unserer Seite 
zum offengelegten Planvorhaben keine weiteren Hinweise oder Anre-
gungen vorzubringen. 

Kenntnisnahme, die in der genannten Stellungnahme 
vom 08.11.2023 aufgeführten Punkte sind in der aktu-
ellen Planung berücksichtigt. 

Nicht erforderlich 

 Allgemeine Hinweise 

Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten 
nach Geologiedatengesetz (GeolDG) 

Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten 
besteht nach den Bestimmungen des Geologiedaten-gesetzes (Geo-
lDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem LGRB. Weitere Informa-
tionen hierzu stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung. 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 

 
 
 
 
Nicht erforderlich 

 Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet 

Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere raumbe-
zogene Informationen können fachübergreifend und maßstabsabhängig 
der LGRBhomepage entnommen werden. Bitte nutzen Sie hierzu auch 
den LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen. 

Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. 

Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Planungsträger. 

Informationen zum Schutz personenbezogener Daten finden Sie auf un-
serer Internetseite Datenschutzerklärungen unter dem Titel: 
9-01F: Allgemeine Datenschutzerklärung des LGRB (pdf, 182 KB) Auf 
Wunsch werden diese Informationen in Papierform versandt. 

 
 
Kenntnisnahme 

 
 
Nicht erforderlich 

 

1.14.  Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Ref. 226 Richtfunkt-Bauleitplanung, 10707 Bonn 
(Eingang per Mail am 24.07.2024) 

 vielen Dank für Ihre Anfrage. 

Da eine Betroffenheit des Richtfunks durch die Planung unwahrschein-
lich ist, erfolgt unsererseits keine weitere Bewertung. Ein möglicher 
Grund dafür ist: 

 
 
Kenntnisnahme 

 
 
Nicht erforderlich 

https://anzeigeportal.lgrb-bw.de/
https://www.lgrb-bw.de/
https://maps.lgrb-bw.de/
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/
https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geotope
https://www.lgrb-bw.de/download_pool/2022_06_rpf_lgrb_merkblatt_toeb_stellungnahmen.pdf
https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/_DocumentLibraries/DSE/9-01F.pdf
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1. Die Baumaßnahme weist eine geringe Bauhöhe auf. Es handelt 
sich dabei um einen Bebauungsplan mit einer Bauhöhe von unter 
20 Meter oder um eine Solar- bzw. Photovoltaik-Freifläche oder um 
sonstige Planung mit geringer Bauhöhe, 
 z. B. Flurbereinigung, Gastransportleitung. Eine Richtfunk-Untersu-
chung zu solchen Planungen ist nicht erforderlich. 

2. Die Bauhöhe ist unbekannt oder bleibt unverändert. 

3. Flächennutzungspläne, Regionalpläne, Raumordnungspläne oder 
Entwicklungsprogramme sind planungsrechtliche Maßnahmen, die 
sich in einem früheren Planungsstadium befinden. Im nachgelager-
ten Verfahren wird konkrete Baumaßnahme erneut angefragt. 

Zudem möchten wir darauf hinweisen, dass die Bundesnetzagentur im 
Bereich Funkbetroffenheit keine Stellungnahme im Sinne des § 4 Abs. 
2 BauGB abgibt. Der Aufgabenbereich der Bundesnetzagentur im Be-
reich der Frequenzverwaltung ergibt sich aus den Vorschriften des Teils 
6 des Telekommunikationsgesetzes („Frequenzordnung“). Die danach 
gemäß § 88 TKG bestehende Aufgabe der Bundesnetzagentur zur Si-
cherstellung einer effizienten und störungsfreien Frequenznutzung be-
zieht sich auf die physikalischen Auswirkungen von verschiedenen Fre-
quenznutzungen untereinander, jedoch nicht auf Beeinträchtigungen 
von Frequenznutzungen durch Bauwerke. Letztere sind keine Funkstö-
rungen im Sinne des Telekommunikationsgesetzes. Sofern also die 
Bundesnetzagentur Informationen über Frequenzzuteilungsnehmer im 
zu beplanenden Bereich übermittelt, geschieht dies nicht in Ausfüllung 
ihres eigenen Aufgabenbereichs, sondern im Rahmen von Amtshilfe 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 VwVfG. Nach § 5 Abs. 3 Nr. 2 VwVfG. 

Wir leiten Ihre Anfrage aber in jedem Fall an die zuständigen Stellen bei 
uns im Hause weiter. Bitte richten Sie Anfragen zu oben genannten Pla-
nungen ab sofort an die Fachstellen: 
  
Ausbau der Elektrizitäts-Übertragungsnetze; Bundesnetzagentur, Refe-
rat 814, Postfach 80 01, 53105 Bonn;  
E-Mail-Adresse: verfahren.dritter.nabeg@bnetza.de 

Prüf- und Messdienst; Bundesnetzagentur, Referat 511, Canisiusstraße 
21, 55122 Mainz;  

mailto:verfahren.dritter.nabeg@bnetza.de
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E-Mail-Adresse: PMD-BauLp@BNetzA.de. 

Bei Betroffenheit erhalten Sie von den Fachreferaten eine gesonderte 
Stellungnahme. 

 

1.15.  BUND Uhldingen-Mühlhofen,  W.-E.-Loch-Str. 2, 88682 Salem 
(Eingang per Mail am 29.07.2024) 

 Diese Stellungnahme erfolgt im Namen folgendes nach § 67 BNatSchG 
(.F.) anerkannten Landesverbandes: Bund für Umwelt und Naturschutz 
(BUND), vertreten durch den Landesverband Baden-Württemberg. 

  

 Einwendungen und Anregungen 

vielen Dank, dass Sie uns die Möglichkeit einräumen, erneut zu dem 
Bebauungsplan "Waldweg Bayenwiesen" Stellung zu nehmen. Diese 
erneute Stellungnahme nimmt die Ausführungen von Ihnen aus der Sy-
nopse unserer vorangegangenen Stellungnahme zur Kenntnis und be-
zieht sich auf Planfestlegungen, die unserer Meinung nach noch abge-
wogen werden sollten. 

  

 Dokumente 

(Dok 01)  
2024_06_26_Anschreiben TÖB_Beteiligung Waldweg-Bayenwiesen.pdf 
(Dok 02) textteil-waldweg-bayenwiesen11-juni-2024.pdf 

(Dok 03) rechtsplan-waldweg-bayenwiesen-11-06-2024.pdf 

(Dok 04)  
Naturschutzfachlche_Bestandserfassung_und_Bewertung_Waldweg-
Bayenwiesen.pdf 

(Dok 05)  
Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege  (Bundesnaturschutz-
gesetz BNatSchG) 

(Dok 06)  
Bundesregierung: Nationale Nachhaltigkeitsstrategie [2018-11-07- 
Nachhaltigkeitsstrategie-data.pdf] 

(Dok 07)  
Flächennutzungsplan 2020 (FNP) des Gemeindeverwaltungsverbands 
Meersburg 

  

mailto:PMD-BauLp@BNetzA.de
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(Dok 08) DIN 18920 Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz 
von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaß-
nahmen. 
(Dok 09) Biotop 182214357799_FeuchtgebietÖschle (Dok 10) 
2023_11_WaldwegBayenwiesen_BUND.pdf 

 2. Sachbezogene Anmerkungen   

 Schutzgut Pflanzen/ Tiere 
Wir begrüßen Ihre Stellungnahme in der Synopse bezüglich der Wertig-
keit dieses Gebietes für Pflanzen, Tiere und Menschen. Die Ergänzung 
der Artenlisten nehmen wir gerne zur Kenntnis. 

Wie schon in Dok 04 aufgezeigt kommt dem Gebiet eine besondere Be-
deutung als Dunkelkorridor für jagende Fledermäuse zu. Ihre Einschät-
zung in der Synopse, dass ausreichende Abstandsflächen zwischen 
den Gebäuden vorhanden sind, teilen wir nicht. Sie beziehen sich in der 
Synopse mit ihrer Argumentation auf den Ist-Zustand d.h. auf die Be-
bauung, wie sie gegenwärtig im Waldweg vorzufinden ist. 
Die Planung, die hier besprochen wird, lässt aber größere Baufenster 
zu, die uns auf keinen Fall mehr ausreichend breit sind. Außerdem be-
finden sich die verbleibenden Korridore auf privaten Grundstücken, bei 
denen die Mitsprache in Bezug auf Bepflanzungen und baulichen Er-
gänzungen (Fahnenmasten, technischen Überwachungseinrichtungen) 
nur wenig oder gar nicht für die Allgemeinheit besteht.  
Wir plädieren deshalb noch einmal ausdrücklich für vorsorgliches Ver-
halten von Seiten der Planung, indem diese Baufenster nicht ausgewie-
sen werden und stattdessen als Hecken oder baumbestandene Struktu-
ren entwickelt werden, um den Korridor zu erhalten.  
Eine besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang dem 
Flurstück 273/1 zu. Es bildet den Korridor zwischen dem Wald im Ge-
wann Zihlbühl und dem Bodenseeufer. Es bietet damit die Gelegenheit, 
zwischen den Naturräumen einen natürlichen Dunkelkorridor beizube-
halten. Für die Fledermausart "Große Mausohren" ist der Korridor es-
sentiell wichtig, um ihnen das Bodenseeufer als Nahrungshabitat zu-
gänglich zu halten. 

Eine sehr große Bedeutung für die Tierwelt hat der alte Baumbestand in 
diesem Gebiet. Wir begrüßen deshalb ausdrücklich, dass er in der Pla-
nung als "Geschützter Grünbestand" bestehen bleibt. 

 
 
 
 
 
Die Bebaubarkeit der Grundstücke richtet sich derzeit 
nach den Vorgaben des § 34 BauGB (Sich Einfügen), 
es sind die gem. Landesbauordnung erforderlichen 
Mindestabstande einzuhalten. Die im vorliegenden 
Bebauungsplanentwurf eingehalten Abstände richten 
sich nach dem Bestand und überschreiten, wo mög-
lich, die Mindestabstände. Der Textteil des Bebau-
ungsplanes enthält zudem eine planungsrechtliche 
Festsetzung zur Ausführung Insekten-Fledermaus- 
und Vogel-verträglichen Außenbeleuchtungsanlagen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das genannte Flurstück Nr. 273/1 stellt derzeit eine 
Baulücke innerhalb der Bebauung entlang des Wald-
weges dar und ist zweifelsfrei als Baugrundstück ein-
zustufen. Ohne Bebauungsplan richtet sich die Be-
baubarkeit nach den Vorgaben des § 34 BauGB. Der 
im Plan vorgesehene Grenzabstand überschreitet die 
gem. LBO einzuhaltenden Mindestabstände. 

 
 
 
 
 
Nicht erforderlich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht erforderlich 
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1.16.  Regierungspräsidium Tübingen, Ref. 21, Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz, Konrad-Adenauer-Str. 20, 72072 Tübingen 
(Eingang per Mail am 30.07.2024) 

 I. Raumordnung 

Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 

  

 II. Straßenwesen 

Es bestehen keine grundsätzlichen Einwendungen. Im Bedarfsplan 
Radwege ist ein Radweg (RL 41) entlang der L 201 im vordringlichen 
Bedarf enthalten. 

Eine Abstimmung der Planung zwischen dem Vorhabenträger und dem 
federführenden Referat 47.3, Baureferat Süd ist im weiteren Verfahren 
erforderlich. 

 
 
Kenntnisnahme 

 
 
Nicht erforderlich 

1.17.  Regionalverband Bodensee-Oberschwaben, Hirschgraben 2, 88214 Ravensburg 
(Eingang per Mail am 30.07.2024) 

 Der Regionalverband bringt zum o. g. Verfahren keine Anregungen 
oder Bedenken vor. 

--- --- 

 

2.  Private Stellungnahmen 

2.1.    Privat 1, Fam. Carsten Knaus, Bergstr. 76, 88690 Uhldingen-Mühlhofen 
(Eingang per Mail am 05.07.2024) 

 Meine Töchter und ich sind Eigentümer des FlurStücks 274. 

Bei Durchsicht der Bebauungsplanunterlagen ist uns auf dem Lageplan 
aufgefallen, dass das eingezeichnete Baufenster auf FlurStück 273/1 
anscheinend eine Grenzbebauung zum Nachbargrundstück FlurStück 
274 (schmaler Streifen zwischen den FlurStücken 273/1 und 274/2) 
ausweist. 

Dieser schmale Streifen war als Zufahrt zu einer Bebauung in zweiter 
oder dritter Reihe vom Waldweg her vorgesehen. 

Das Baufenster auf FlurStück 273/1 ist u.E. so zu verschieben, dass 
baurechtliche Abstände eingehalten werden. 
 
 
 

 
 
 
 
 
Es wird vorgeschlagen, das ausgewiesene Baufenster 
auf dem Fl. St. Nr. 273/1 so zu verschieben, dass der 
erforderliche Grenzabstand zum Fl. St. Nr. 274 einge-
halten wird. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Zustimmung zur 
vorgeschlagenen 
Verschiebung des 
Baufensters auf dem 
Fl. St. Nr. 273/1 
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Weiterhin wird angeregt/beantragt, dass auf dem FlurStück 274 direkt 
im Anschluss an das FlurStück 274/2 ein weiteres Baufenster eingefügt 
wird. Die Zufahrt ist bereits über den schmalen Streifen zwischen 273/1 
und 274/2 gegeben. Begründet wird dies damit, dass die "einreihige Be-
bauung" Waldweg durch folgende Entscheidungen "aufgehoben" bzw. 
"in Frage gestellt sind: 

1. Die genehmigte Bebauung auf FlurStück 279/1 (somit vom Wald-
weg aus gesehen sogar 3-reihig) 

2. Im Hinblick auf die bereits befürwortete Erweiterung der Baufenster 
auf den FlurStücken 275/3 und 274/2 um 5 Meter nach Westen 
(dadurch werden erheblich größere Baukörper möglich, die einer lo-
ckeren Bebauung entgegenstehen und somit das anscheinend ge-
wollte Bild einer "einreihigen" Bebauung sowieso hinfällig ist) 

Wir bitten um Eingangsbestätigung unserer Stellungnahme und würden 
uns freuen, wenn, wie das Herr Dr. Schöbel in seiner Stellungnahme so 
schön formuliert hat "Um zukünftigen Baumöglichkeiten für unsere Kin-
der nicht einzuschränken......" (der ja wohl stattgegeben wird), auch un-
seren Kindern diese Möglichkeit nicht entzogen wird. 
 

Die Ausweisung eines weiteren Baufensters auf dem 
Fl. St. Nr. 274 würde zu einer Bebauung in zweiter 
Reihe führen und in eine durchgehende Grünfläche 
eingreifen, in der u. a. mehrere Teilflächen eines ge-
schützten Biotopes liegen. Die als Beispiel angeführte 
Bebauung liegt weiter südlich, es handelt sich um eine 
gewachsene Situation, die jedoch aus städtebaulichen 
und ökologischen Gründen keinesfalls weiter in den 
zwischen der Bebauung am Waldweg und der Meers-
burger Straße gelegenen Grünzug eingreifen soll. Die 
entlang des Waldweg ausgewiesenen Baufenster füh-
ren nicht zu einer zweizeiligen Bebauung und be-
schränken sich im Wesentlichen auf die bereits vor-
handenen Baufläche. Die gewünschte Neubebauung 
würde zu einem Präzedenzfall führen, und widersprä-
che den Planungszielen massiv. 
  

Zustimmung zu den 
Aussagen der Ver-
waltung / Planer und 
Beibehaltung der 
Planung ohne die 
Ausweisung eines 
weiteren Baufens-
ters auf dem Fl. St. 
Nr. 274 
 

 

2.2.    Privat 2, Sonja Schöchle, Waldweg 12A, 88690 Uhldingen-Mühlhofen 
(Eingang per Mail am 28.07.2024) 

 dem Ersuchen unserer Nachbarn der Grundstücke 274/2 und 275/2 um 
eine Erweiterung der Baugrenze um 5 Meter Richtung Westen hat die 
Gemeinde laut Veröffentlichung im Gemeindeblatt vom 21.06.2024 statt-
gegeben. 

Die Baufenster zahlreicher anderer Grundstücke im Waldweg sehen 
ebenfalls eine mögliche Erweiterung der bestehenden Bebauung vor. 

Das auf unserem Grundstück vorgesehene Baufenster ist im Vergleich 
zur Grundstücksgröße sowie zu den genannten Nachbargrundstücken 
deutlich kleiner. 

Als Eigentümerin des Grundstücks 277 möchte ich daher im Rahmen 
der Gleichbehandlung zu den Nachbargrundstücken ein Ersuchen um 
eine Erweiterung der Baugrenze einreichen: 
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1. Anpassung der Baugrenze Richtung Westen bzw. Osten von 
in Summe 5 Metern 
Ich bitte um eine Anpassung unserer Baugrenze in Richtung Wes-
ten (Seeseite) um 5 Meter, sodass eine Angleichung zum Nach-
bargrundstück 278 gegeben ist. 

Sollte das nicht möglich sein, bitte ich  

• um eine Anpassung unserer Baugrenze in Richtung Westen so-
weit wie möglich, (wir sind von der Überbauung der Abwasserlei-
tung noch einige Meter entfernt), 

• sowie um eine Verlängerung des Baufensters Richtung Osten, 

sodass in Summe Richtung Westen und Osten eine Verlängerung 
des Baufensters von 5 Metern erfolgt. 

2. Anpassung der Baugrenze Richtung Süden 
Außerdem bitte ich um eine Anpassung unserer Baugrenze in 
Richtung Süden, sodass weiterhin eine Bebauung bis auf 2,5 Me-
ter zum Nachbargrundstück 278 möglich ist. 

3. Möglichkeit zum Ausbau des Dachbodens 
Des Weiteren bitte ich um die Möglichkeit zum Ausbau des Dach-
bodens. Dazu ist eine Erhöhung des Dachfirsts um ca. 1,5 Meter 
erforderlich. Auch dabei handelt es sich lediglich 
 um eine Anpassung an die Nachbarbebauung. 

  
Sollte dieses Ersuchen nicht der erforderlichen Form entsprechen, bitte 
ich um Rückmeldung vor dem Ende der Frist am 02.8.2024, damit ich 
das Ersuchen in der erforderlichen Form einreichen kann. 
Sollten Sie Fragen dazu haben, bitte ich ebenfalls um Rückmeldung 
vor dem Ende der Frist am 02.8.2024, damit genügend Zeit zur Klä-
rung bleibt. 
 
 
 
 
 

 
 
Eine Erweiterung nach Osten um ca. 2 m und eine Er-
weiterung um ca. 3 m nach Westen erscheint städte-
baulich vertretbar und wird daher vorgeschlagen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird vorgeschlagen, die Baugrenzen nach so nach 
Süden zu erweitern, dass der erforderliche Mindest-
Grenzabstand eingehalten wird. Dies ergibt eine Er-
weiterung von ca. 1 m. 
 
 
 
Die Firsthöhen sind durchgehend auf 10 m festge-
setzt. 

 
 
Zustimmung zur 
vorgeschlagenen Er-
weiterung des Bau-
fensters auf dem Fl. 
St. Nr. 277 um ca. 4 
m nach Osten und 
um ca. 2 m nach 
Westen 
 
 
 
 
 
Zustimmung zur 
vorgeschlagenen Er-
weiterung des Bau-
fensters auf dem Fl. 
St. Nr. 277 um ca. 1 
m nach Süden  
 
Nicht erforderlich 
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2.3.    Privat 3, EIDING Rechtsanwälte, Frankfurter Landstraße 1, 63452 
(Eingang per Mail am 29.07.2024) 

 Ihnen ist bekannt, dass EIDING RECHTSANWÄLTE in der o.g. Sache 
die rechtlichen lnteressen des Herrn Alexander P. Fleig, Droste-Hüls-
hoff-Weg 36, 88709 Meersburg (vormals Buchenstraße 11, 75391 Ge-
chingen) vertreten. Vollmacht liegt Ihnen vor. 

  

 Namens und im Auftrag unseres Mandanten (nachfolgend Einwen-
dungsführer genannt) geben wir im o.g. Verfahren zum Entwurf des Be-
bauungsplans (BPI.) „Waldweg - Bayenwiesen" zur öffentlichen Ausle-
gung nach §§ 4a Abs. 3, 3 Abs. 2 BauGB nachfolgende Einwendungen 
und Anregungen sowie Anträge beinhaltende 

Stellungnahme 

  

 Wir nehmen dabei Bezug auf den Einwendungsschriftsatz vom 
14.11.2023, welchen wir namens des Einwendungsführers im Rahmen 
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 16.10. - 
17.11.2023 (einschließlich) abgegeben haben. Die dortigen Ausfüh-
rungen und Anträge hält der Einwendungsführer vollumfänglich 
aufrecht. Sie werden daher auch zum Gegenstand der jetzigen Stel-
lungnahme in der erneuten Offenlage gem. §§4a Abs.3. 3 Abs. 2 
BauGB gemacht. 

Wir gehen auf die erfolgten Änderungen im BPl.-Entwurf (Stand 
11.06.2024) und ergänzend auf die Ausführungen der Gemeinde Uhl-
dingen-Mühlhofen in der tabellarischen Zusammenfassung (50 Seiten) 
mit Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen ein (nachfolgend 
als „Abwägungsprotokoll" bezeichnet). 

  

 A. Sachverhalt   

 I. Grundeigentum und Betroffenheit des Einwendungsführers 

 1. Grundeigentum 

Der Einwendungsführer (EF) ist Eigentümer der benachbarten 
Grundstücke Flst.Nrn. 286 (Waldweg 24) und 286/5 (Waldweg 26) 
in Uhldingen-Mühlhofen, die im künftigen Geltungsbereich des in 
Aufstellung befindlichen verfahrensgegenständlichen BPI. liegen. 
Das Grundstück Waldweg 24 ist mit einem Einfamilienwohnhaus 

  



Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen – Bebauungsplan „Waldweg - Bayenwiesen“ 

Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange gem.  § 3 (2) und § 4 (2) BauGB vom 01.07. bis 02.08.2024  
 

                               Seite 22 von 56 
 

bebaut, das Grundstück Waldweg 26 ist bislang unbebaut und als 
Garten (baumbestandene Wiese) genutzt. 

 2. Betroffenheit 

Der EF ist als Grundstückseigentümer von der Planung nachteilig 
betroffen, weil mit den BPl.-Festsetzungen Inhalts- und Schranken-
bestimmungen formuliert werden, die seine Eigentümerbefugnisse 
einschränken. Die Planung greift daher in die unter den Schutz des 
Art. 14 GG fallenden umfassenden Nutzungs- und Verfügungs-
rechte des Einwendungsführers ein, die aus seiner Eigentümerstel-
lung resultieren. 

Er will in Bezug auf die Art der baulichen Nutzung keine Ein-
schränkungen hinnehmen, insbesondere soll künftig auch weiterhin 
eine Grundstücksnutzung durch Betriebe des Beherbergungsge-
werbes und sonstige nichtstörende Gewerbebetriebe allgemein 
zulässig sein. Solche Nutzungen sind in einem Allgemeinen Wohn-
gebiet nach § 4 Abs. 3 BauNVO zumindest ausnahmsweise zuläs-
sig; der BPl.-Entwurf sieht allerdings einen Nutzungsausschluss 
vor. Damit werden die bisher nach § 34 BauGB gegebenen Nut-
zungsmöglichkeiten ein­ geschränkt. Der EF will jedoch, dass 
diese Nutzungsoptionen auch für die Zukunft bestehen blei-
ben. 

Die Bebauungsmöglichkeiten auf den Grundstücken des EF werden 
durch die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung und die 
Festsetzung der überbaubaren Fläche i. S. d. § 23 BauNVO, d. h. 
allseitige Baugrenzen, limitiert. Die Nutzungsmöglichkeiten wer-
den gegenüber dem, was derzeit auf der Grundlage des § 34 
BauGB auf den Grundstücken des Einwendungsführers an 
baulicher Nutzung realisiert werden kann, auch insoweit erheb-
lich eingeschränkt. Gegenteilige Behauptungen der Gemeinde 
Uhldingen­Mühlhofen im Abwägungsprotokoll sind unzutreffend, 
das überdies hierzu widersprüchliche Aussagen enthält. 

Die Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen hat durch den BPl.-Aufstel-
lungsbeschluss gem. § 2 Abs.1 BauGB und in der Folge den Erlass 
einer Veränderungssperre gem. §§ 14 ff. BauGB als plansichernde 
Maßnahme die Bebauungsmöglichkeiten vorläufig unterbunden und 
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will diese für die Zukunft eng beschränken. Dies läuft den Eigentü-
merinteressen des EF zuwider. 

 IV. (Geänderte) Festsetzungen des BPI. für das Grundstück des 
Einwendungsführers 

  

 Der geänderte BPl.-Entwurf vom 11.06.2024 sieht zeichnerische Fest-
setzungen (u.a. in einer Nutzungsschablone) und ergänzend textliche 
Festsetzungen vor. Im Einzelnen: 

  

 1. Art der baulichen Nutzung, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 4 BauN  VO 

Festgesetzt ist ein Allgemeines Wohngebiet (WA i. S. d. § 4 
BauNVO). Gem. § 1 Abs. 6 BauNVO werden die aus­ nahmsweise 
zulässigen Nutzungen i. S. d. § 4 Abs. 3 BauNVO nicht Bestandteil 
des Bebauungsplans. Neu hinzugekommen ist eine Ferienwohnungs-
regel: Als Ferienwohnung ist maximal eine Wohneinheit je Wohnge-
bäude als Sonderform der gewerblichen Nutzung zulässig. Diese darf 
50 % der Fläche der Wohnnutzung nicht überschreiten. Die Brutto-
wohnfläche darf maximal 90 m² betragen (Nr. 1.0 der textlichen Fest-
setzungen). 

  

 2. Maß der baulichen Nutzung, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 Abs. 2 
BauNVO Festgesetzt sind für die Grundstücke des EF: 

- Grundflächenzahl (GRZ):              0.25 

- Anzahl der Vollgeschosse: max. 2  

- Wandhöhe:                           max. 6.70 m 

- Firsthöhe:                               max. 10,00 m 

Die zulässige GRZ darf gem. § 19 Abs. 4 BauNVO für Nebenanla-
gen, Garagen und Stellplätze bis zu einer Gesamt-Höchst-grenze 
von 0,4 überschritten werden. 

Der BPl.-Entwurf vom 11.06.2024 hat insoweit keine Änderung zu-
gunsten des EF erfahren. Hinsichtlich anderer Grundstücke im 
Plangebiet, namentlich die Grundstücke Waldweg 14 (Flst.Nr. 278) 
und Waldweg 20 (Flst.Nr. 282/2) wurde die GRZ·Festsetzung auf 
0,3 erweitert. 
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 3. Überbaubare Grundstücksfläche, § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 
BauNVO 

Durch allseitige Baugrenzen wird für beide Flurstücke (286 und 
286/5) je ein Baufenster festgesetzt. Gem. Nr. 3.2 der textlichen 
Festsetzungen ist eine geringfügige Überschreitung von untergeord-
neten Bauteilen zulässig. Auch insoweit wurde - entgegen dem Inte-
resse und Antrag des EF - der BPl.·Entwurf vom 11.06.2024 nicht zu 
seinen Gunsten geändert. 

  

 4. Bauweise, § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO 

Es ist die offene Bauweise mit Einzel- und Doppelhäusern festge-
setzt. 

  

 5. Flächen für Stellplätze, Garagen und Carports, § 9 Abs. 1 Nr. 4 
BauGB 

Stellplätze, Garagen und Carports sind gem. Nr. 4.0 der textlichen 
Festsetzungen innerhalb der Baufenster und im der Erschließungs-
straße zugewandten Bereich des Baugrundstücks zulässig. Ab der 
dritten Wohneinheit je Gebäude sind die erforderlichen Stellplätze 
zwingend in einer Tiefgarage unterzubringen. Diese Festsetzungen 
werden durch weitere Maßgaben noch konkretisiert; im BPl.-Entwurf 
vom 11.06.2024  wurden zusätzlich Mindestabstände zur öffentli-
chen Verkehrsfläche festgesetzt. 

  

 B. Anträge   

 Der Einwendungsführer stellt folgende Anträge:   

 I. Das BPl. Aufstellungsverfahren ist abzubrechen. Die Planung ist 
aufzugeben. 
 
Hilfsweise: In Bezug auf die Art der baulichen Nutzung sollen die 
in § 4 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 BauNVO genannten Nutzungen (Be-
triebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Ge-
werbebetriebe) allgemein, zumindest jedoch ausnahmsweise zu-
lässig sein. Das zulässige Maß der baulichen Nutzung wird erwei-
tert, indem für die Grundstücke des Einwendungsführers eine 

Der Anregung wird nicht nachgekommen. Der Ge-
meinderat sieht weiterhin eine grundsätzliche Pla-
nungserforderlichkeit (§ 1 Abs. 3 BauGB).  
 
 
 
Der Anregung wird nicht nachgekommen. Der Ge-
meinderat sieht weiterhin eine diesbezügliche Erfor-
derlichkeit für die Festsetzungen (siehe noch weiter 

Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
Planung wird fortge-
führt 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
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GRZ von 0,4 (ohne Anlagen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO) festge-
setzt wird. 

II. Auf eine Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche i. S. d. 
§ 23 BauNVO wird verzichtet. Hilfsweise wird in Bezug auf die 
überbaubare Fläche beantragt, ein grundstücksübergreifendes 
Baufenster festzusetzen, indem die beiden im aktuellen BPl.-Ent-
wurf auf den Flst.-Nrn. 286 (Waldweg 24) und 286/5 (Waldweg 
26) ausgewiesen Baufenster flurstücks-übergreifend verbunden 
werden. 

III. Der EF fordert die Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen auf, ihre Er-
mittlungsergebnisse zum Baubestand und die Bebauungsmöglich-
keiten nach § 34 BauGB, auf die sie im Abwägungsprotokoll 
mehrfach Bezug nimmt, offenzulegen. 

unten im Einzelnen)  
 
Der Anregung wird nicht nachgekommen. Der Ge-
meinderat sieht weiterhin eine diesbezügliche Erfor-
derlichkeit für die Festsetzungen (siehe noch weiter 
unten im Einzelnen) 
 
 
 
Das im Bestand vorhandene Maß der baulichen Nut-
zung wurde ermittelt (GRZ Hauptgebäude, Zahl der 
Vollgeschosse). Der Bestandsplan wird den bebau-
ungsplan-Unterlagen beigefügt. 
 

Planung wird fortge-
führt 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
Planung wird fortge-
führt 
 
 
Nicht erforderlich 
 

 C. Begründung der Einwendungen   

 I. Fehlerhafte Verfahrenswahl 

Der Anwendungsbereich des § 13a BauGB ist nicht eröffnet. 
Hiervon geht auch die Untere Naturschutzbehörde des Bodensee-
kreises aus. Es sind insbesondere Außenbereichsflächen in das 
Plangebiet einbezogen, was die Anwendbarkeit des beschleunigten 
Verfahrens ausschließt. 

Den Ausführungen der Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen im Abwä-
gungsprotokoll (Seiten 39 von 50) ist nicht zu folgen. 

Die Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen geht - im Widerspruch zur Un-
teren Naturschutzbehörde des LRA Bodenseekreis - davon aus, die 
gesetzlichen Voraussetzungen für das Verfahren nach § 13a 
BauGB lägen vor. Die Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen setzt sich 
dabei aber nicht mit dem Vortrag des EF auseinander, der Bebau-
ungsplan beziehe Außenbereichsflächen ein. Die Einbeziehung 
von Außenbereichsflächen macht die Anwendbarkeit des § 13a 
BauGB unmöglich. Es geht gerade nicht um die Einbeziehung von 
Außenbereichsinseln im Innenbereich, worauf die Gemeinde ver-
wiesen hat, sondern um die Abgrenzung zwischen Innen- und Au-
ßenbereich in Ortsrandlage. 

 
 
§ 13 a BauGB untersagt eine Inanspruchnahme des 
Außenbereichs durch Bebauung. Die äußeren Gren-
zen des Siedlungsbereichs werden vorliegend nicht in 
den Außenbereich verschoben. Der Bebauungsplan 
wirkt, neben der von ihm vorgesehenen Entwicklungs-
möglichkeiten im Siedlungsbereich einer Inanspruch-
nahme von Flächen im Außenbereich für die Sied-
lungstätigkeit entgegen (s.a. VGH Mannheim, Urteil 
vom 07.05.2018 – 3 S 2041/17).  
Die durch die Bebauung auf den Flurstücken 279/1, 
282/3 und 282 mitgeprägten Freiflächen zwischen der 
nördlichen (Flst. 252/3 und 252/2) und nordwestlichen 
(Flst. 255, 254/2, 271) Bebauung, sowie der südlich 
(Flst. 288, 288/1) angrenzenden 3-reihigen Bebauung, 
sowie der im Westen gelegenen Meersburgerstraße 
und dem Bebauungszusammenhang entlang dem 
Waldweg bilden eine zwanglose Fortsetzung der 
ringsum liegenden (Wohn-)Bebauung. Die bezeich-
nete Freifläche ist durch die sie umgebende Bebau-
ung entsprechend geprägt und dem besiedelten 

 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen von 
Verwaltung/Planer – 
die Planung wird im 
Verfahren nach § 
13a BauGB fortge-
führt 
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Bereich zuzuordnen (s.a. VGH Mannheim Urteil vom 
10.06.2021 – 8 S 949/19) 

 II.  Mängel der Planung bei der Ermittlung der abwägungsbeachtli-
chen Belange (§ 2 Abs. 3 BauGB) - Ermittlungsausfall/-defizit 

Fehlt es - wie vorliegend - an einer umfassenden Ermittlung abwä-
gungsbeachtlicher Belange, liegt ein hierin ein Verstoß gegen § 2 Abs. 
3 BauGB. Im Einzelnen: 

  

 1.  Unvollständige und fehlerhafte Ermittlung des Baubestandes und 
der bisherigen Bebauungsmöglichkeiten nach Maßgabe des § 34 
BauGB 

Für das Grundeigentum des Einwendungsführers, aber auch hinsicht-
lich aller anderen Grundstücke im Plangebiet, fehlt es an der Nach-
vollziehbarkeit der gemeindlichen Ermittlung in Bezug auf das, 
was bisher auf der Grundlage des § 34 BauGB an Bebauung zu-
lässig ist. 

Die Rüge gemeindlicher Ermittlungsdefizite wird durch die Ausführun-
gen im Abwägungsprotokoll (Seite 39 und Seite 41 von 50) nicht wider-
legt. Die Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen tritt dem Vorhalt eines Er-
mittlungsdefizits entgegen, legt aber ihre vermeintlichen „Ermittlungser-
gebnisse" nicht offen. 

U.a. heißt es dort: 

„Es wurde der baurechtliche Bestand (Grundfläche, Höhen, Geschos-
sigkeit) ermittelt. Die bestehenden Möglichkeiten der baulichen Zu-
lässigkeit nach § 34 BauGB im Hinblick auf das Verhältnis der auf 
dem Grundstück in Anspruch zu nehmenden Grundfläche für eine 
Bebauung wurde ermittelt durch eine Ausmessung des vorhandenen 
baulichen Bestandes aus dem GIS. Die ermittelte, bestehende Bau-
struktur wird durch den Wert der im Plan vorgesehenen GRZ von 
0,25 zutreffend abgebildet und lässt größtenteils, wie auch bei dem 
hier betroffenen, angemessene maßstäbliche Erweiterungen zu. Die 
Ermittlung zur Geschossigkeit der im Plangebiet bereits vorhandenen 
Gebäude ist vollständig und zutreffend erfolgt. 3 und 4 geschossige 
Gebäude sind nicht vorhanden. Soweit aufgrund der Topographie/der 
Hanglage nach Süden teilweise ein dreigeschossiger Eindruck ent-
steht, ist das der Hanglage geschuldet, tatsächlich sind alle, auch 

 
 
 
 
Der vorhandene Baubestand wurde vollständig ermit-
telt. Die einzelnen Grundflächen wurde unter Heran-
ziehung der Luftbilder aus dem Geoinformationssys-
tem des Landes ermittelt und auf Grundlage dieser 
Auswertung wurden die Grundflächenzahlen ermittelt. 
Geschossigkeiten und Höhen wurden durch Inaugen-
scheinnahmen und Einsichtnahmen in die Bauakten 
der jeweiligen Genehmigungen der vorhandenen Be-
bauung ermittelt. Auf die bisherigen Ausführungen 
hierzu, wie auch vom Einwender selbst zitiert wird ver-
wiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen, die Planung 
wird fortgeführt 
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jene in der Stellungnahme des Einwenders genannten Gebäude 2-
geschossig." 

Die Bestandsgebäude werden von der Gemeinde Uhldingen-Mühlh-
ofen unzutreffend als max. 2-geschossig charakterisiert. Es gibt inner-
halb des Plangebietes mehrere Gebäude, die seeseitig 3-4-geschossig 
in Erscheinung treten. Dies lässt sich anhand einer Übersichtsauf-
nahme (Luftbild) ohne weiteres nachvollziehen. Mit der leichten Hang-
lage zum See hin, lässt sich ein 3-4 geschossiges Erscheinungsbild 
nicht erklären. Im Anwendungs-bereich des § 34 BauGB kommt es 
nicht auf den Vollgeschossbegriff an, sondern auf das Maß der 
baulichen Nutzung, wie es sich aus der Gesamtschau ergibt. Ei-
nen Anhaltspunkt hierfür liefert die Kubatur. 

Die Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen möge daher das Ergebnis ihrer 
Ermittlungen offenlegen, aus denen sie den Baubestand abgeleitet hat. 

 
 
Die Ermittlung zur Geschossigkeit der im Plangebiet 
bereits vorhandenen Gebäude ist vollständig und zu-
treffend erfolgt. Gebäude mit 3 oder 4 Vollgeschossen 
sind nicht vorhanden. Soweit aufgrund der Topogra-
phie/der Hanglage nach Süden teilweise ein dreige-
schossiger Eindruck entsteht, ist das der Hanglage 
geschuldet, tatsächlich sind alle, auch jene in der Stel-
lungnahme des Einwenders genannten Gebäude 2-
geschossig 
 
Das im Bestand vorhandene Maß der baulichen Nut-
zung wurde ermittelt (GRZ Hauptgebäude, Zahl der 
Vollgeschosse). Der Bestandsplan wird den bebau-
ungsplan-Unterlagen beigefügt. 

 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen, die Planung 
wird fortgeführt 
 
 
 
 
Nicht erforderlich 

 2.  Unterbliebene Ermittlung der zu Lasten der Gemeinde planbedingt 
ausgelösten Planungsschadensansprüche der Eigentümer im Plan-
gebiet, namentlich auch des Einwendungsführers 

Auch insoweit ist durch die Ausführungen im Abwägungsproto-
koll die Rüge des Ermittlungsdefizits nicht ausgeräumt. Es fehlt 
schon an der Erläuterung, was die Gemeinde als „nähere Umgebung" 
i. S. d § 34 BauGB ansieht, erst recht an der Darlegung, welcher Be-
bauungsrahmen innerhalb der näheren Umgebung besteht. 

Bei der Überplanung eines weitgehend bereits bebauten Gebiets - wie 
hier - setzt eine ordnungsgemäße Abwägung voraus, dass nicht nur 
der aktuelle bauliche Bestand, sondern auch die nach § 34 BauGB 
mögliche bauliche Ausnutzung der Grundstücke nach den Kriterien des 
§ 34 Abs. 1 BauGB im Einzelnen ermittelt wird. Dies gilt unabhängig 
davon, ob Planungsschadensansprüche nach den §§ 39 ff. BauGB 
entstehen können. Eine solche Ermittlung hat die Gemeinde - soweit 
erkennbar ·nicht vorgenommen. Jedenfalls ist einstweilen vollkommen 
unklar und in keinster Weise nachvollziehbar, welche Ergebnisse die 
gemeindlichen Ermittlungen ergeben haben. 

Im Abwägungsprotokoll führt die Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen aus 
(Steile 43 von 50): 

 
 
 
 
 
 
 
Der hier maßgebliche Umgebungsbereich, der den 
nach § 34 BauGB vorgegebenen Rahmen vorgibt, ist 
der sich westlich entlang des Waldweges vorhandene 
Bebauungszusammenhang. Die sich östlich befindli-
che durch den Waldweg getrennte und topographisch 
auch nach oben abgesetzte Bebauung ist hiervon ge-
trennt zu sehen. Daran gemessen werden die Interes-
sen des Eigentümers an einer angemessenen bauli-
chen Entwicklung, wie sie bereits bisher möglich wa-
ren, durch die vom Bebauungsplan vorgesehenen Be-
bauungsmöglichkeiten vorliegend nicht eingeschränkt. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen, die Planung 
wird fortgeführt  
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„Der Plan beabsichtigt gerade die sich im südlichen Bereich und im 
östlichen Bereich des Waldweges entstandene „voluminöse Bebau-
ung", die sich aus einer ungeplanten Entwicklung nach § 34 BauGB 
in unerwünschtem und unpassendem Maße entwickelt hat nicht auch 
in dem noch weitgehend dem ursprünglichen Zustand mit großzügi-
gen Frei- und Grünflächen erhaltenen Zustand im Plangebiet nicht zu 
wiederholen sondern dort nur maßvoll zu verdichten und die beste-
henden Freiflächen soweit als möglich zu erhalten. Eine Verpflich-
tung zur Fortführung städtebaulich unerwünschter Entwicklungen be-
steht nicht." 

Damit räumt die Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen ein - entgegen Be-
hauptungen an anderer Stelle im Abwägungsprotokoll - dass sie die u. 
a. auf dem Vorhabengrundstück des Einwendungsführers bestehen-
den Bebauungsmöglichkeiten sehenden Auges einschränkt. Dies ist 
nicht grundsätzlich ausgeschlossen. Denn Planung darf Bebauungs-
möglichkeiten auch einschränken, die Gemeinde muss sich dessen 
aber bewusst sein, was hier offenkundig nicht der Fall ist. Denn jeden-
falls enthält das Abwägungsprotokoll Ausführungen, die in sich wider-
sprüchlich sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausgehend von den oben erfolgten Ausführungen er-
folgen keine Einschränkung der baulichen Möglichkei-
ten auf dem Flurstück des Einwenders.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht erforderlich 

 III. Drohender Verstoß gegen das Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 
BauGB) 

  

 1.  Anforderungen an die Abwägungsentscheidung gem. § 1 Abs.    7 
BauGB 

Das Gebot gerechter Abwägung i. S. d. § 1 Abs. 7 BauGB ist ver-
letzt, wenn eine (sachgerechte) Abwägung überhaupt nicht stattfin-
det, oder wenn in die Abwägung an Belangen nicht eingestellt wird, 
was nach Lage der Dinge in sie eingestellt werden muss. Es ist fer-
ner verletzt, wenn die Bedeutung der betroffenen privaten Belange 
verkannt oder wenn der Ausgleich zwischen den von der Planung be-
rührten öffentlichen Belangen in einer Weise vorgenommen wird, der 
zur objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange außer Verhältnis steht 
(st.Rspr. z.B. BVerwG, B. v. 28.12.2005 - 4 BN 40.05, NVwZ 2006, 
458; VGH Kassel, U. v. 08.11.2007 - 3 N 3067/06,HGZ 2008, 147; 
VGH Mannheim, U. v. 05.07.2022 - 5 S 2926/20, BauR 2022, 1606). 
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 2.  Fehlerhafte, weil defizitäre oder unterbliebene Sachverhalts-ermitt-
lung 

Einstweilen weist die Planung Ermittlungsdefizite auf. Dies gilt - wie 
gezeigt - in Bezug auf 

- die Eigentümerinteressen, namentlich die Nutzungsinteressen 
des Einwendungsführers, 

- die unvollständige und fehlerhafte Ermittlung des Baubestandes 
und der bisherigen Bebauungsmöglichkeiten nach Maßgabe des 
§ 34 BauGB, 

- die Entstehung von Planungsschadensansprüchen wegen der 
planbedingt verursachten Nutzungseinschränkungen. 

Der vorhandene Baubestand und die darauf begrün-
deten Bebauungsmöglichkeiten wurden, wie bereits 
oben dargestellt durch Ermittlung der Grundflächen 
und Geschossigkeiten der vorhandenen Bebauung 
durch den beauftragten Städteplaner vollständig und 
zutreffend ermittelt. Die bisherigen baulichen Entwick-
lungsmöglichkeiten auf den Grundstücken Flst. 286 
und 286/5 werden durch den Bebauungsplan nicht 
eingeschränkt, sodass unabhängig vom Ablauf der 
einschlägigen Fristen nach § 42 Abs. 2 BauGB keine 
Planschäden entstehen. Eingriffe in ausgeübte Nut-
zungen erfolgen nicht. 

Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen, die Planung 
wird fortgeführt 

 3.  Mangelnde Berücksichtigung des abwägungsbeachtlichen Interes-
ses des Einwendungsführers und Unverhältnismäßigkeit der Nut-
zungseinschränkungen 

Die Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen hat das Interesse des Einwen-
dungsführers am Erhalt der Bebauungsmöglichkeiten im Umfang des 
nach § 34 BauGB Zulässigen bisher erkennbar unberücksichtigt ge-
lassen. 

Die Beschränkung der Nutzungsmöglichkeiten eines Grundstücks 
muss von der Gemeinde als ein wichtiger Belang privater Eigentüme-
rinteressen in der nach § 1 Abs. 7 BauGB gebotenen Abwägung be-
achtet werden. Schränkt die Gemeinde - wie hier - die vorhandenen 
Baurechte mit den Mitteln der Bauleitplanung ein, muss sie ein zutref-
fendes Bild von deren Umfang haben. Das versteht sich von selbst. 
Denn nur unter dieser Voraussetzung kann sie das private Interesse 
am Erhalt dieser Rechte mit dem öffentlichen Interesse an einer Neu-
ordnung des Plangebiets sachgerecht abwägen. Das gilt insbeson-
dere auch für den Umfang eines nach § 34 BauGB bestehenden 
Baurechts. Die Gemeinde muss dabei eine auf einer zutreffenden 
überschlägigen Ermittlung beruhende Vorstellung davon haben, ob 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der vorhandene Baubestand und die darauf begrün-
deten Bebauungsmöglichkeiten wurden, wie bereits 
oben dargestellt durch Ermittlung der Grundflächen 
und Geschossigkeiten der vorhandenen Bebauung 
durch den beauftragten Städteplaner auch für die bei-
den Flurstücke des Einwenders vollständig und zutref-
fend ermittelt. Die bisherigen baulichen Entwicklungs-
möglichkeiten auf den Grundstücken Flst. 286 und 
286/5 werden durch den Bebauungsplan nicht einge-
schränkt. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen, die Planung 
wird fortgeführt 
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und in welchem Umfang die beabsichtigte Planung bestehendes 
Baurecht einschränkt. Genau hieran fehlt es bisher. 

 

Die Beschränkung der Nutzungsmöglichkeiten für das Grund-
stück des Einwendungsführers verstößt zudem in mehrfacher Weise 
gegen den Gleichheitssatz des Art. 3 GG. Dies gilt nicht nur in Be-
zug auf die Nutzungsausschlüsse bei der Art der baulichen Nutzung 
und die Ausweisung dessen, was Bauland ist, das im Einwendungs-
schriftsatz vom 14.11.2023 bereits erläutert ist, auf den der EF ver-
weist. 

Gleichheitswidrig ist die Festsetzung der überbaubaren Grund-
stücksfläche. Dies gilt gerade in der Fassung der geänderten Pla-
nung (Stand 11.04.2024). Die Gemeinde hat auf mehreren Grundstü-
cken weitergehende Baufenster eingeräumt (z.B. Verschiebung der 
rückwärtigen Baugrenze nach Westen), enthält dies aber dem EF 
vor, ohne sachgerechten Differenzierungsgrund. In diesem Kontext 
sei nochmals hervorgehoben, dass der EF bereits durch den „Ge-
schützten Grünbestand Untere Bayenwiesen" in der baulichen Aus-
nutzbarkeit seines Grundstücks einschneidend beschränkt wird. In-
folge der Baugrenzen muss der EF in einem Ausmaß (größere) seitli-
che Abstände zu den Nachbargrundstücken und auch innerhalb sei-
nes Grundstücks einhalten, wie dies bei keinem der weiteren 
Grundstücke im Plangebiet der Fall ist. Der EF beantragt daher 
zum einen, dass die Baufenster auf seinem Grundstück flurstücks-
übergreifend verbunden werden, wie dies bei der Bebauung auf den 
Grundstücken Waldweg 20/20a der Fall ist und zum anderen, dass 
sein Baufenster ebenfalls (um 5 m) nach Westen verlängert wird, wie 
dies die Gemeinde bei der aktuellen Änderung für andere Grundstü-
cke eingeräumt hat. 

 
 
 
 
Eine gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz nach  
Art. 3 GG verstoßende Behandlung des Einwenders 
ist in der von ihm vorgetragenen Vorgehensweis nicht 
zu erblicken.  
Die auf seinem Grundstück vorgesehenen Entwick-
lungsmöglichkeiten entsprechen mit der durchschnittli-
chen Grundflächenzahl von 0,25 auch auf den übrigen 
Grundstücken im Bebauungsplanbereich. Die auf sei-
nen Grundstücken vorgesehenen Bebauungsmöglich-
keiten entsprechen jenen auf den mit seinen Grund-
stücken vergleichbaren Flurstücken 252/1, 253/2, 
252/3 und 28672. Eine Erweiterung der Baufenster 
stellt keine Erweiterung der möglichen Inanspruch-
nahme der Grundfläche dar. 
Eine grundstücksübergreifende Festsetzung von Bau-
fenstern sieht der Plan nur in dem insoweit bereits 
vorhandenen Bestand auf den drei schmalen Flurstü-
cken 282/5, 282/2, 282/6 vor.  
Die Beschränkung der baulichen Möglichkeiten durch 
den geschützten Grünbestand „Untere Bayenwiesen“ 
besteht auch bei weiteren Flurstücken im Planbereich 
(Flst. 282, 287, 287/3) eine besondere Betroffenheit 
des Einwenders ist nicht ersichtlich. Außerdem wird 
der Bereich WA auf dem Grundstück bis an die 
Grenze des geschützten Grünbereichs herangeführt. 
 
Es wird vorgeschlagen, die beiden auf den Grundstü-
cken Fl. St. Nr. 286 und 286/5 zugunsten einer flexib-
leren baulichen Nutzung, um ca. 3 m nach Westen zu 
erweitern. 

 
 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen, die Planung 
wird fortgeführt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung zur Er-
weiterung der Bau-
fenster auf den 
Grundstücken Fl. St. 
Nr. 286 und 286/5 
nach Westen 

 4.   Konsequenzen der Abwägungsmängel 

Gemessen an v. g. Maßstab leidet die Planung an Mängeln, die 
im Falle der (änderungslosen) Fortführung des BPl.-Aufstel-
lungsverfahrens auf dieser Grundlage in mehrfacher Hinsicht 
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ihre Abwägungsfehlerhaftigkeit zwingend zur Folge haben. 
Diese Mängel sind offenkundig und ergeben sich aus den Unterla-
gen des BPl.-Aufstellungsverfahrens.  Dies gilt auch nach Überar-
beitung der Planung mit Stand vom 11.06.2024. 

 

 D. Ergebnis   

 I. 
Der Einwendungsführer wendet sich gegen die Beschränkung der 
Bebauungsmöglichkeiten. Er will für seine Grundstücke die bisher 
nach Maßgabe des § 34 BauGB bestehende Möglichkeit zur Bebauung 
in Bezug auf die Art und das Maß der baulichen Nutzung und die über-
baubare Grundstücksfläche beibehalten, jedenfalls aber eine Modifizie-
rung der Festsetzungen für sein Grundstück wie beantragt. 

II. 
Der Anwendungsbereich des § 13a BauGB ist nicht eröffnet. Es 
sind in das Plangebiet Außenbereichsflächen einbezogen, was die An-
wendung des beschleunigten Verfahrens ausschließt. 

III. 
Die Planung leidet an erheblichen Ermittlungsdefiziten i. S. d. § 2 
Abs. 3 BauGB. 

IV. 
Die Planung ist nicht erforderlich i. S. d. § 1 Abs. 3 BauGB. Dies gilt 
für die Planung im Gesamten, weil diese sich im Ergebnis als bloße 
Verhinderungsplanung erweist, ohne ausreichende städtebauliche 
Rechtfertigung. Das gilt darüber hinaus auch für die Beschränkungen in 
Bezug auf die Art der baulichen Nutzung (Nutzungsausschlüsse), die 
Beschränkungen des Maßes der baulichen Nutzung und die zu enge 
Festlegung der überbaubaren Grundstücksfläche. 

V. 
Die Planung ist abwägungsfehlerhaft und verstößt bei unveränder-
ter Fortführung der Planung gegen die Vorgaben des § 1 Abs. 7 
BauGB. In der bisherigen Planung sind die Belange des Einwen-
dungsführers an der Gewährleistung einer angemessenen Bebaubar-
keit seiner Grundstücke nicht hinreichend berücksichtigt worden. 
Die Planung schränkt die auf der Grundlage des § 34 BauGB derzeit 
ohne BPI. gegebenen Bebauungsmöglichkeiten für die Grundstücke 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Plan kann im Verfahren nach § 13 a BauGB ge-
führt werden. 
 
 
Ermittlungsdefizite sind nicht erkennbar. 
 
 
Der Planung mangelt es nicht an einer Erforderlich-
keit. Das Ziel, die westlich entlang dem Waldweg vor-
handene Bebauung maßstabsgerecht unter weitge-
hender Erhaltung des wertvollen Grünbestands fortzu-
entwickeln ist ein positives Planungsziel. Eine Verhin-
derungsplanung ist nicht gegeben. 
 
 
 
Wie weiter oben dargestellt, sind Verstöße gegen das 
Gebot der gerechten Abwägung mit den Interessen 
des Einwenders nicht gegeben. Die vom Plan vorge-
sehenen Bebauungsmöglichkeiten auf den Grundstü-
cken des Einwenders orientieren sich an dem bisher 
nach § 34 BauGB zulässigen Rahmen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen, die Planung 
wird fortgeführt 
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des Einwendungsführers erheblich und in nicht hinnehmbarer Weise 
ein. 

 E. Auskunftsbegehren   

 Gem. § 42 Abs.10 BauGB hat die Gemeinde dem Eigentümer auf Ver-
langen Auskunft zu erteilen, ob ein sich aus § 42 Abs. 2 BauGB erge-
bender vermögensrechtlicher Schutz der zulässigen Nutzung für sein 
Grundstück besteht (Planungsschaden) und wann dieser durch Ablauf 
der in Abs. 2 bezeichneten Frist endet. 

Im Abwägungsprotokoll (S. 41 von 50) behauptet die Gemeinde Uhldin-
gen-Mühlhofen, 

- die vom BPI. vorgesehenen baulichen Erweiterungsmöglichkeiten 
entsprechen dem nach § 34 BauGB zulässigen Umfang und 

- die 7-Jahresfrist des § 42 Abs. 2 BauGB sei bereits abgelaufen. 

Der Auskunftsanspruch/das Auskunftsbegehren nach 
§ 42 Abs. 10 BauGB ist Nebenanspruch zum Ent-
schädigungsanspruch aus § 42 BauGB. Ein Entschä-
digungsanspruch kann aber erst fraglich werden, 
wenn der Plan mit einer Einschränkung des Einwen-
ders (die vorliegend aber nicht gegeben ist) wirksam 
werden würde. Die Auskünfte können deshalb noch 
nicht erteilt werden. Ein Anspruch auf Auskunftsertei-
lung besteht noch nicht.   

Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen 

 Aus der BPl.-Begründung und den sonstigen ausgelegten Unterlagen 
wird nicht deutlich, auf welcher Grundlage und Ermittlungsergebnisse 
diese Behauptungen beruhen. Die Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen 
wird daher aufgefordert mitzuteilen, 

- auf der Basis welcher (Umgebungs-)Bebauung (Adressen) sie das 
nach § 34 BauGB aus ihrer Sicht für das Grundeigentum des EF 
Zulässige abgeleitet hat,  

- welche Rahmendaten sich hierauf in Bezug auf die Parameter des 
§ 34 BauGB ergeben (Maß der baulichen Nutzung, überbaubare 
Grundstücksfläche, Bautiefe) und 

- bezugnehmend auf welche Genehmigungsdaten der Umgebungs-
bebauung die 7- Jahresfrist abläuft bzw. vermeintlich abgelaufen 
ist. 

 
 
 
 
 

  

 



Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen – Bebauungsplan „Waldweg - Bayenwiesen“ 

Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange gem.  § 3 (2) und § 4 (2) BauGB vom 01.07. bis 02.08.2024  
 

                               Seite 33 von 56 
 

2.4.    Privat 4, Familie Berg & Ulmer, Waldweg 22 + 22a, 88690 Uhldingen-Mühlhofen 
(Schreiben vom 02.08.2024, Posteinganga am 02.08.2024 

 wir möchten hiermit unsere Bedenken bezüglich des aktuellen Entwurfs 
des Bebauungsplans „Waldweg - Bayenwiesen"  
zum Ausdruck bringen. 

  

 Es mutet schon auf den ersten Blick ein wenig paradox an, dass gerade 
diejenigen Familien, die durch ihren umsichtigen Umgang mit ihren 
Grundstücken maßgeblich zum Erhalt des schützenswerten Baumbe-
stands und des Ortsbilds beigetragen haben, nun durch den neuen Be-
bauungsplan eingeschränkt werden sollen.  

Seit nunmehr über 60 Jahren und in 3. Generation pflegen wir die Natur 
auf unseren Grundstücken und setzen uns nachhaltig für deren Erhalt 
ein. 

Unsere Familie investiert seit mehr als 6 Jahrzehnten jährlich erhebliche 
Beträge in die Pflege der Grundstücke und der prägenden Bäume. Al-
lein die jährlichen Baumpflegemaßnahmen kosten uns ein Vielfaches 
der üblichen Ausgaben für den Gartenbereich eines Haushalts. Diese 
Investitionen in die Pflege und den Baumbestand erfolgen auch zum 
Wohle der Allgemeinheit und dem Erhalt des landschaftsprägenden 
Charakters des vorderen Abschnitts des Waldwegs, der hierdurch sei-
nem Namen noch gerecht wird. 

Auch wir möchten als Familie(n) und langjährige Eigentümer in dritter 
Generation (und nachfolgenden) hier gemeinsam auf den Grundstü-
cken leben können. Durch die restriktiven Maßnahmen des Bebauungs-
plans wird uns dies über Gebühr erschwert. Dies ist insbesondere unter 
Berücksichtigung unseres jahrzehntelangen Engagements nicht nach-
vollziehbar. 

 

Selbst innerhalb des Bebauungsplans werden insbesondere die Grund-
stücke 282 und 286/2 noch einmal gesteigert benachteiligt, da allge-
meine Wohnbaufläche in private Grünfläche umgewidmet werden soll. 

 

 

Das Bemühen um den Erhalt des Baumbestandes 
wird anerkannt. Er kommt der Allgemeinheit, aber 
auch den Grundstückseigentümern zugute, weil er die 
Attraktivität der Grundstücke deutlich steigert. Von ei-
ner Einschränkung durch den vorliegenden Bebau-
ungsplan kann nicht die Rede sein. Die Baufenster 
des Waldweges bieten angemessene Entwicklungs-
möglichkeiten, die Bebauung zwischen Waldweg und 
Meersburger Straße, die aus städtebaulicher und öko-
logischer Sicht als `Ausreißer´ bzw. Sonderfall zu be-
trachten ist, wird im Bestand gesichert. Das qualität-
volle Umfeld, das wesentlich zur Wertigkeit der einzel-
nen Grundstücke beiträgt bleibt erhalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan orientiert sich an den bisherigen 
Nutzungen. Wohngebäude werden als solche ausge-
wiesen. Die privat genutzten Grünflächen stellen 
keine „Wohnbauflächen dar“. Es findet keine Umwid-
mung statt. Es gab bisher keinen Bebauungsplan, in 
dem Wohnbauflächen ausgewiesen waren.  
 
 

Nicht erforderlich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht erforderlich 
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Aufgrund des bestehenden geschützten Grünbestands „Untere Bayen-
wiesen" können wir ohnehin schon nur einen Bruchteil unserer Flächen 
in unserem Sinne nutzen. Die nutzbare Fläche stünde mit dem BPL 
endgültig in keinem angemessenen Verhältnis zur Gesamtfläche mehr.  

 Spezifische Einwände/Anträge zu den Flurstücken 286/2 und 282   

 Einwände/Anträge zu Flurstück 286/2: 

- Der Baumbestand im Rechtsplan ist nicht korrekt. Der Baumbe-
stand ist bitte zu korrigieren. Siehe hierzu Anlage 1 dieser Stellung-
nahme. 

 

- Grundstück 286/2 ist u.a. mit Überfahrtsrechten für die Flurstücke 
286/3 + 286/4 und 282 belastet. Die Erschließungsstraße (Bestand) 
ist bitte zu berücksichtigen und die entsprechende Fläche demnach 
als allgemeines Wohngebiet beizubehalten. Siehe hierzu Anlage 3 
dieser Stellungnahme. Auch ein zusammenhängender Grünzug ist 
hier in diesem Bereich ohnehin nicht gegeben. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Die Darstellung des Baumbestandes im Rechtsplan 
wird berichtigt = redaktionelle Korrektur. 
 
 
 
Bei der Zuwegung zum Anwesen Waldweg 22a han-
delt es sich nicht um eine `Erschließungsstraße´, son-
dern um eine private Zufahrt, die einer Ausweisung 
dieses Bereichs als private Grünfläche nicht entge-
gensteht. Die Zufahrt genießt Bestandsschutz. Sie ist 
im Grundbuch gesichert.  
 
Es wird zudem vorgeschlagen, das genannte Geh- 
und Fahrrecht im zeichnerischen Teil des Bebauungs-
planes festzusetzen. 
 
 
 
 
 
 
Es gibt keine `bisherige´ Ausweisung als Allgemeines 
Wohngebiet, der genannte Bereich wird auch in der 
Realität als Bestandteil der durchgängigen Grünstruk-
tur wahrgenommen, die entlang der Bebauung am 
Waldweg verläuft. Die bauliche Nutzung der Fläche 
würde den Planungszielen widersprechen. 
Das im Bereich der bestehenden Bebauung ausge-
wiesene Baufenster bietet angemessene Entwick-
lungsmöglichkeiten. 

 
 
Nicht erforderlich 
 
 
 
 
Nicht erforderlich 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung zur 
Festsetzung eines 
Geh- und Fahrrechts 
über das Grund-
stück Fl. St. Nr. 
286/2 zugunsten der 
Grundstücke 286/3, 
286/4 und 282 
 
Nicht erforderlich 
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- Auch im Grundsteuerwertbescheid sowie den Erschließungsbeiträ-
gen zum Waldweg wurde das komplette Grundstück als allgemei-
nes Wohngebiet betrachtet und wir sind somit auch auf dieser Basis 
veranlagt worden. Siehe hierzu Anlage 5 dieser Stellungnahme. 
Die bisherige Ausweisung des kompletten Grundstücks als allge-
meines Wohngebiet ist auch aus diesem Grund beizubehalten. 

- Das Grundstück muss außerdem, wie gehabt, vollständig als allge-
meines Wohngebiet ausgewiesen bleiben, um eine angemessene, 
verhältnismäßige und zukunftsfähige Nutzung durch die Eigentü-
merfamilie und deren Nachkommen mit jeweiligen Familien gewähr-
leisten zu können. 
 

 

- Die geplante Umwidmung von allg. Wohngebiet in private Freifläche 
würde uns zudem gegenüber anderen vom Bebauungsplan be-
troffenen Anliegern unverhältnismäßig benachteiligen.  Dies würde 
eine Ungleichbehandlung darstellen. 

 

 

- Außerdem würde uns durch die angedachte - der Faktenlage nach 
schlicht unnötige - Umwidmung von allg. Wohngebiet in private 
Freifläche ein Planungsschaden entstehen, den wir gegebenenfalls 
rechtlich geltend machen müssten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die grundsteuerrechtliche Behandlung von Flurstü-
cken ist ohne Belang für die planungsrechtliche Be-
wertung.  
 
 
 
 
Die bauliche Nutzbarkeit des Grundstücks im bisher 
faktischen allgemeinen Wohngebiet wird durch die 
Festsetzungen nicht berührt. Die unmittelbar an den 
geschützten Grünbereich angrenzende Grünbereich 
mit der wassergebundenen Zufahrt bleibt weiterhin im 
bisherigen Umfang nutzbar. 
 
Eine Umwidmung findet nicht statt. Eine Beeinträchti-
gung gegenüber anderen Grundstückseigentümern ist 
nicht erkennbar. Für alle am Waldweg gelegenen 
Grundstücke werden angemessene und städtebaulich 
verträgliche Entwicklungsmöglichkeiten ausgewiesen. 
Die für das Fl. St. Nr. 286/2 erfolgten Festsetzungen 
entsprechen denen auf den anderen Grundstücken. 
 
Eine Umwidmung findet nicht statt. Ein Planungsscha-
den ist nicht erkennbar. Die Festsetzung entspricht 
der tatsächlichen/derzeitigen Nutzung. Der vorhan-
dene Baubestand und die darauf begründeten Bebau-
ungsmöglichkeiten wurden, wie bereits oben darge-
stellt durch Ermittlung der Grundflächen und Ge-
schossigkeiten der vorhandenen Bebauung durch den 
beauftragten Städteplaner vollständig und zutreffend 
ermittelt. Die bisherigen baulichen Entwicklungsmög-
lichkeiten werden durch den Bebauungsplan nicht ein-
geschränkt, sodass unabhängig vom Ablauf der ein-
schlägigen Fristen nach § 42 Abs. 2 BauGB keine 
Planschäden entstehen. Eingriffe in ausgeübte Nut-
zungen erfolgen nicht. 
 
 

Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen 
 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen 
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- Eine einzügige Bebauung ist in diesem begrenzten Bereich, wie 
auch im Entwurf des Bebauungsplans ersichtlich, bereits heute 
nicht gegeben. Siehe Flurstücke 279/1, 282, 282/3. Im an das Plan-
gebiet angrenzenden Bereich im Osten, Westen und Norden ist so-
gar 2-3 zügige Bebauung vorhanden. Aufgrund fehlenden Wohn-
raums und der gewünschten moderaten Nachverdichtung sollte hier 
punktuell eine 2-zügige Bebauung zugelassen werden. Dies gilt 
speziell für den Sonderfall Flurstück 286/2, da hier eine 2-zügige 
Bebauung weder vom Waldweg noch von der Seeseite sichtbar 
wäre. Auch der von uns jahrzehntelang aufgebaute und gepflegte 
prägende Baumbestand wäre hiervon nicht beeinträchtigt. Ein ent-
sprechendes Baufenster wäre maßvoll. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Auf dem Grundstück sollte zumindest bitte eine Grundflächenzahl 
(GRZ) von 0,3 (ohne Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze) ge-
währt werden. Diese Erweiterung ist notwendig, um zusätzlichen 
Wohnraum schaffen zu können, der es uns ermöglicht, unsere Fa-
milie(n) auch in der dritten, und zukünftig weiteren, Generationen 
gemeinsam auf dem Grundstück unterbringen zu können - so wie 
es bereits beim Erwerb der Grundstücke angedacht war und worauf 
wir uns seither verlassen haben. 

 

 

Es ist richtig, dass in dem beschriebenen Bereich eine 
mehrzeilige Bebauung vorhandene ist, die sich jedoch 
dem Grün- und Baumbestand unterordnet. Die Durch-
gängigkeit des zwischen dem Waldweg und der 
Meersburger Straße gelegenen Grünzuges ist jedoch 
weiterhin gegeben, weil zwischen den Gebäuden 
bzw.. Bauzeilen entsprechende Abstandflächen erhal-
ten sind. Jede weitere Bebauung würde diese Durch-
gängigkeit und damit auch die klimatischen und ökolo-
gischen Funktionen des Grünzuges deutlich beein-
trächtigen. 

Die Gebäude in zweiter bzw. dritter Reihe stellen zu-
dem, wie bereits ausgeführt, `Ausreißer´ bzw. Sonder-
fälle dar, die aufgrund länger zurückliegender Bauge-
nehmigungen realisiert wurden bzw. noch realisiert 
werden. Die Weiterentwicklung dieser Struktur hätte in 
der Konsequenz ein durchgehendes Siedlungsband 
zur Folge, das sich entlang des Bodenseeufers von 
den Pfahlbauten im Westen bis zur Gemarkungs-
grenze im Osten erstrecken würde. Aus städtebauli-
cher und ökologischer Sicht ist dies nicht vertretbar. 
Nicht bebaute Uferbereiche sind prägende Merkmale 
der Bodenseelandschaft, diese Bereiche leisten zu-
dem einen wertvollen Beitrag als Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere und dienen dem Klimaschutz. 
 

Das auf dem Fl. St. Nr. 286/2 ausgewiesene Allge-
meine Wohngebiet umfasst ca. 966 m². Bei einer GRZ 
von 0,25 lassen dich ca. 242 m² Grundfläche in zwei-
geschossiger Bauweise realisieren. Das bestehende 
Haus umfasst gem. Vermessungsgrundlage eine Flä-
che von ca.142 m².  

Mit der zulässigen Überschreitung der zulässigen 
Grundfläche von max. 50 v.H. können Garagen, Ne-
benanlagen etc. mit einer Fläche von bis zu ca. 142 
m² errichtet werden. 

Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung zu den 
Aussagen der Ver-
waltung / Planer und 
Beibehaltung der 
Planung ohne die 
Erhöhung der 
Grundflächenzahl 
auf dem Fl. St. Nr. 
286/2 
 
 
 



Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen – Bebauungsplan „Waldweg - Bayenwiesen“ 

Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange gem.  § 3 (2) und § 4 (2) BauGB vom 01.07. bis 02.08.2024  
 

                               Seite 37 von 56 
 

- Für das Grundstück 286/2 sollte bitte eine Erweiterung des Bau-
fensters um 5 Meter in Richtung Westen erfolgen. Die Baulinie 
würde dann weiterhin mit dem Baufenster auf Grundstück 286 
fluchten. Der prägende Baumbestand wäre hiervon ebenfalls nicht 
beeinträchtigt. 

 

Die Erweiterung des Baufensters um ca. 4 m nach 
Westen erscheint städtebaulich unproblematisch und 
wird daher vorgeschlagen. Daraus ergibt sich eine fle-
xiblere Anordnung neuer Baukörper bzw. Erweiterun-
gen. 

Zustimmung zur Er-
weiterung des Bau-
fensters auf dem Fl. 
St. Nr. 286/2 um ca. 
4 m nach Westen 
 

 Einwände/Anträge zu Flurstück 282: 

- Der Baumbestand im Rechtsplan ist nicht korrekt. Der Baumbe-
stand ist bitte zu korrigieren. Siehe hierzu Anlage 1 dieser Stellung-
nahme. 

- Der Bestand an grenznaher Bebauung ist zu berücksichtigen. Die 
entsprechende Fläche ist demnach als allgemeines Wohngebiet 
beizubehalten. Siehe hierzu Anlage 4 dieser Stellungnahme. Au-
ßerdem liegt Flurstück 282 ohnehin außerhalb der angedachten 
Baulinie was ebenfalls für eine Beibehaltung der bisherigen Auswei-
sung als allg. Wohngebiet spricht. Auch ein zusammenhängender 
Grünzug ist hier in diesem Bereich ohnehin nicht gegeben. Siehe 
279/1. 

- Die geplante Umwidmung von allg. Wohngebiet in private Freifläche 
würde uns zudem gegenüber anderen vom Bebauungsplan be-
troffenen Anliegern unverhältnismäßig benachteiligen. Dies würde 
eine Ungleichbehandlung darstellen. 

 

 

- Außerdem würde uns durch die angedachte - der Faktenlage nach 
schlicht unnötige - Umwidmung von allg. Wohngebiet in private 
Freifläche ein Planungsschaden entstehen, den wir gegebenenfalls 
rechtlich geltend machen müssten. 

 

 

 

 
Die Darstellung des Baumbestandes im Rechtsplan 
wird berichtigt = redaktionelle Korrektur. 
 
 
Es gibt keine `bisherige Ausweisung als allgemeines 
Wohngebiet´. 
 Zum Flurstück Nr. 279/2 siehe oben. 
 
 
 
 
 
Eine Umwidmung findet nicht statt. Eine Beeinträchti-
gung gegenüber anderen Grundstückseigentümern ist 
nicht erkennbar. Für alle am Waldweg gelegenen 
Grundstücke werden angemessene und städtebaulich 
verträgliche Entwicklungsmöglichkeiten ausgewiesen. 
Die für das Fl. St. Nr. 286/2 erfolgten Festsetzungen 
entsprechen denen auf den anderen Grundstücken. 
 
Eine Umwidmung findet nicht statt. Ein Planungsscha-
den ist nicht erkennbar. Die Festsetzung entspricht 
der tatsächlichen/derzeitigen Nutzung. 
 
 
 
 
 
 

 
Nicht erforderlich 
 
 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen 
 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen 
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- Auch im Grundsteuerwertbescheid sowie den Erschließungsbeiträ-
gen zum Waldweg wurde der komplette Grundstücksteil, der nicht 
unter den geschützten Grünbestand „Untere Bayenwiesen" fällt, als 
allgemeines Wohngebiet betrachtet und wir sind somit auch auf die-
ser Basis veranlagt worden. Siehe hierzu auch Anlage 5 dieser 
Stellungnahme. Das Grundstück sollte außerdem, wie gehabt, voll-
ständig (exklusive geschützter Grünbestand) als allgemeines 
Wohngebiet ausgewiesen bleiben, um eine angemessene, verhält-
nismäßige und zukunftsfähige Nutzung durch die Eigentümerfamilie 
und deren Nachkommen mit jeweiligen Familien gewährleisten zu 
können. 

- Eine einzügige Bebauung ist in diesem Bereich, wie auch im Ent-
wurf des Bebauungsplans ersichtlich, bereits heute nicht gegeben. 
Siehe Flurstücke 279/1, 282, 282/3. 
Im an das Plangebiet angrenzenden Bereich im Osten, Westen und 
Norden ist sogar 2-3 zügige Bebauung vorhanden. Das Grundstück 
282 liegt zudem selbst außerhalb der angedachten einzügigen Bau-
linie und muss auch daher vollständig als allgemeines Wohngebiet 
ausgewiesen bleiben. Eine zweizügige Bebauung wiederrum ist 
hier dann unsererseits trotzdem nicht angestrebt. 

 

- In der Flucht bzw. in Linie mit dem vorhandenen Gebäude sollte 
eine Erweiterung jedoch möglich sein. Das Ortsbild wäre hiervon 
nicht beeinträchtigt. Ein entsprechendes Baufenster wäre maßvoll. 

 

 

- Das Flurstück 282 ist 2.652 Quadratmeter groß und durch den ge-
schützten Grünbestand „Untere Bayenwiesen" bereits stark einge-
schränkt. Wenigstens auf dem verbleibenden Restgrundstück ist im 
Sinne der moderaten Nachverdichtung und der zukunftsfähigen 
Nutzung durch die Eigentümerfamilie und deren Nachkommen mit 
jeweiligen Familien eine vollständige Ausweisung als allgemeines 
Wohngebiet beizubehalten. 

-  

Die grundsteuerrechtliche Behandlung von Flurstü-
cken ist ohne Belang für die planungsrechtliche Be-
wertung. Eine „Ausweisung als allgemeines Wohnge-
biet“ ist bislang nicht erfolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist richtig, dass in dem beschriebenen Bereich eine 
mehrzeilige Bebauung vorhandene ist, die sich jedoch 
dem Grün- und Baumbestand unterordnet. Die Durch-
gängigkeit des zwischen dem Waldweg und der 
Meersburger Straße gelegenen Grünzuges ist jedoch 
weiterhin gegeben, weil zwischen den Gebäuden 
bzw.. Bauzeilen entsprechende Abstandflächen erhal-
ten sind. Jede weitere Bebauung würde diese Durch-
gängigkeit und damit auch die klimatischen und ökolo-
gischen Funktionen des Grünzuges deutlich beein-
trächtigen. 

Ein großer Teil des genannten Grundstückes war nie 
als Bauland einzustufen. Die ausgewiesenen Bau-
fenster weisen städtebaulich vertretbare Entwick-
lungsmöglichkeiten auf und bieten daher eine mode-
rate Nachverdichtung des vorhandenen Gebäudebe-
standes.  
 
Für die Ermittlung der Grundflächenzahl kann nicht 
das Gesamt-Grundstück herangezogen werden. Dies 
war auch vor der Aufstellung des Bebauungsplanes 
nicht der Fall. Die genannte GRZ von 0,15, bezogen 
auf das Gesamtgrundstück, ist daher irreführend. 

 

 
 

Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen 
 
 
 
 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen 
 
 
 
 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen 
 
Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen 
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- Um die Verhältnismäßigkeit zu wahren, sollte auf dem Restgrund-
stück bitte eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3 (ohne Nebenanla-
gen, Garagen und Stellplätze) gewährt werden. Bezogen auf die 
Gesamtfläche des Grundstücks würde die GRZ dann noch immer 
lediglich im Bereich von ca. o, 15 liegen. Eine GRZ von 0,3 ist hier 
in diesem Sonderfall also absolut maßvoll und angemessen. Zudem 
ist diese Erweiterung notwendig, um zusätzlichen Wohnraum schaf-
fen zu können, der es uns ermöglicht, unsere Familie(n) auch in der 
dritten, und zukünftig weiteren, Generationen gemeinsam auf dem 
Grundstück unterbringen zu können - so wie es bereits beim Er-
werb der Grundstücke angedacht war und worauf wir uns seither 
verlassen haben. 

- Für das Flurstück 282 sollte im Sinne der variableren Nutzbarkeit 
eine Erweiterung des Baufensters um 5 Meter in Richtung Osten er-
folgen. 

- Im Sinne der moderaten Nachverdichtung bei geringer Bodenver-
siegelung, sollte, falls dies nicht bereits gegeben ist, mindestens 
eine 2-geschossige Bauweise zugelassen werden. 
 

- Ende der Einwände 
 
 

Aufgrund der städtebaulichen Bewertung der Bebau-
ung auf den Grundstücken Fl. St. Nr. 279/2, 283/2 und 
282 als `Ausreißer´ bzw. Sonderfall gilt grundsätzlich 
der Bestand. Auf dem Grundstück Fl. St. Nr. 282 er-
scheint die Erweiterung des Baufensters um ca. 1 m 
nach Norden, ca. 3,50 m nach Westen und die Erhö-
hung der GRZ auf 0,25 (Bestand = 0,20) jedoch städ-
tebaulich vertretbar. Eine Erweiterung des Baufens-
ters nach Osten würde mit den angrenzenden Grün-
flächen kollidieren und ist daher nicht möglich. 
 

Zustimmung zur 
vorgeschlagenen Er-
weiterung des Bau-
fensters und zur Er-
höhung der Grund-
flächenzahl auf 0,25 
auf dem Fl. St. Nr. 
282 
 
 
 

 Die von uns genannten Punkte/Anträge sind unter Berücksichtigung un-
seres jahrzehntelangen Beitrags zum Ortsbild sowie unseres Beitrags 
zum prägenden Baumbestand zu beurteilen. 

Außerdem ist der finanzielle Aufwand zu berücksichtigen, den wir eben-
falls bereits seit Jahrzehnten für die satzungsgerechte (Baum-)Pflege 
der „unteren Bayenwiesen" aufbringen. Insbesondere unsere Grundstü-
cke 282 und 286/2, sowie 286/3 und 286/4 sind maßgeblich dafür ver-
antwortlich, dass überhaupt noch ein schützenswertes Ortsbild, zusam-
menhängender Naturraum und nennenswerter Baumbestand vorhan-
den sind.  

Wir hoffen sehr, dass diesem Einsatz nun auch Rechnung getragen 
wird. 
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Unsere Grundstücke befinden sich seit annähernd 70 Jahren in Fami-
lienbesitz und daran wird sich auch in Zukunft nichts ändern. 

Wir hoffen, dass unsere Anträge und Bedenken angemessen berück-
sichtigt werden und stehen für Rückfragen und eine gemeinsame Lö-
sungsfindung gerne zur Verfügung. 

 Anlage 1 - Korrektur Baumbestand Flurstücke 282 und 286/2 

Anlage 2 - Korrektur textteil-waldweg-bayenwiesen11- juni- 2024 

Anlage 3 - Flurstück 286/2 Erschließungsstraße - Erschließung   286/3, 
286/4, 282 

Anlage 4 - Flurstück 282 Grenzbebauung 

Anlage 5 - Erschließungsbeitrag Waldweg &   
Grundsteuerwertbescheid 

  

 Anlage 1 – Korrektur Baumbestand  
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Legende: 

- Gelbes Kreuz – Baum nicht vorhanden. 

- Gelber Kreis – Baum wesentlich kleiner, Baum schwer beschädigt. 

- Muss vorrausssichtlich gefällt werden. Siehe Foto. 

- Gelbes Rechteck – Baum wesentlich kleiner. 

- Gelber Pfeil – Korrekte Stammposition 
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  Korrektur Baumbestand Flurstück 282 

 

Legende: 

- Gelbes Kreuz – Baum nicht vorhanden 

- Gelber Pfeil – Korrekte Stammposition 

- Gelbes Rechteck – Baum wesentlich kleiner 

 Anlage 2 - Korrektur Textteil 

Korrektur textteil-waldweg-bayenwiesen 11-juni-2024  

Korrektur Seite 27 von 50 

Gemeinde Uhldingen - Mühlhofen 
Bebauungs plan 'Waldweg -  Bayenwiesen·, Unteruhldingen 
(Bebauungsplan der lnnenentwicklung gem §13a BauGB) 
Stand  11. Juni 2024   

 
4.      Bestand / Nutzung 

Das Plangebiet wird ausschließlich als Wohngebiet genutzt. Nahezu 
alle Grundstücke innerhalb des Geltungsbereichs sind mit 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen – Bebauungsplan „Waldweg - Bayenwiesen“ 

Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange gem.  § 3 (2) und § 4 (2) BauGB vom 01.07. bis 02.08.2024  
 

                               Seite 43 von 56 
 

zweigeschossigen Wohnhäusern bebaut. Neben Ein- und Zweifamilien-
häusern finden sich einzelne Geschosswohnungsbauten und Ferien-
wohnungen. Zwischen den Baukörpern ergeben sich vereinzelt Sichtbe-
ziehungen nach Süden in Richtung des Bodensee-Ufers. 

Westlich der Bauzeile entlang des Waldweges sind auf einigen Grund-
stücken weitere Gebäude angeordnet. Dabei handelt es slch um das 
Wohnhaus Waldweg 22 auf dem Grundstück FI. St. Nr. 282, das über 
das Areal des Gebäudes Waldweg 22 erschlossen wird und um einen 
Hotelbetrieb (Fl. St. Nr. 279/1 und 282/3), der aus zwei Häusern besteht 
und von der Meersburger Straße / L201 angefahren wird. Auf dem 
Grundstück FI. St. Nr. 279/1 gibt es eine gültige Baugenehmigung für 
zwei weitere Gebäude. Die Inhalte dieser Baugenehmigung sind in die 
Planung übernommen. 
 
Richtig ist: 
„Dabei handelt es sich um das Wohnhaus Waldweg 22a auf dem 
Grundstück Fl. St. Nr. 282, das über das Areal des Gebäudes Waldweg 
22 erschlossen wird (...)" 

Siehe hierzu auch Anlage 3. 

Außerdem: 282/3 ist kein Hotelbetrieb, sondern Wohnhaus. 
 

 
 
 
 
Redaktionelle Korrektur im Textteil. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Gebäude ist in den amtlichen Plangrundlagen als 
`Hotel´ gekennzeichnet und wird auch bei Google-
Maps als Gästehaus geführt. 
 

 
 
 
 
Nicht erforderlich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht erforderlich 
 

 Anlage 3 - Flurstück 286/2: Erschließung 286/3 + 286/4 + 282  

Wegführung Erschließungsstraße (Bestand) 

Grundstück 286/2 ist u.a. mit Überfahrtsrechten für die Flurstücke 286/3 
+ 286/4 und 282 belastet. 

Siehe maßstabsgetreue Zeichnung der bestehenden Erschließungs-
straße im Auszug aus dem Liegenschaftskataster auf Seite 2 dieser An-
lage. 

Eine Ausweisung des „Dreiecks" als private Grünfläche ist damit nicht 
korrekt. 

Das „Dreieck" muss daher, wie gehabt, als Wohngebiet ausgewiesen 
bleiben. Zudem ist der Baumbestand im „Dreieck" nicht korrekt. Siehe 
dazu auch Anlage 1 dieser Stellungnahme. 
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 Seite 1 von 2 

 
 
 
 
 
 
 
 
Seite 2 von 2 
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 Anlage 4 - Flurstück 282: Grenzbebauung (Bestand) 

Auf Flurstück 282 ist zusätzlich zur Garage ein Geräteschuppen sowie 
ein Carport vorhanden. 

Siehe maßstabsgetreue Zeichnung im Auszug aus dem Liegenschafts-
kataster auf der nächsten Seite. 

Eine Ausweisung des L-förmigen Areals als private Grünfläche ist damit 
nicht korrekt. 

Der L-förmige Grundstücksanteil muss u. a. daher, wie gehabt, als all-
gemeines Wohngebiet ausgewiesen werden. 

Zudem ist der Baumbestand im betroffenen Bereich nicht korrekt er-
fasst. Siehe dazu auch Anlage 1 dieser Stellungnahme. 

 

 

 
 
 
 
 

 
Der Bebauungsplan enthält den in den amtlichen La-
geplanunterlagen dargestellten Gebäudebestand. Der 
rechtmäßig zustande gekommene Gebäudebestand 
genießt Bestandsschutz. 
 
 
 
 
 
 
Der Baumbestand wird korrigiert – redaktionelle Kor-
rektur im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes. 
 

 
Nicht erforderlich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht erforderlich 
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Grenzbebauung Flurstück 282 (Bestand 
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Anlage 5 - Erschließungsbeiträge Waldweg & 
Grundsteuerwertbescheid 

Bei der Erschließung des Waldwegs wurden wir mit hohen Summen be-
lastet. Insgesamt ca. 24.500€. Der Betrag wurde von uns fristgerecht 
bezahlt. 

Die Erschließungsbeiträge wurden anhand der Wohnbau-Flächen be-
rechnet und auf die Anwohner umgelegt. 

Auch bei den aktuellen Grundsteuerwertbescheiden wurden wir auf die-
ser Basis veranlagt. 

Es ist nicht nachvollziehbar, dass wir für die gesamten Flächen (Fl.St.Nr 
282 -1.370m² & Fl.St.Nr. 286/2 -1.331m²) veranlagt wurden und uns 
diese jetzt wiederum reduziert werden sollen. 

Auch ein Grünzug ist, wie im Rechtsplan ersichtlich, in diesen Berei-
chen ohnehin nicht gegeben. Die genannten Wohnbau-Flächen sind 
demnach so beizubehalten, wie bislang gehabt. 

Außerdem würde die Umwidmung eine Ungleichbehandlung gegenüber 
den anderen vom Bebauungsplan betroffenen Anliegern darstellen. 

Die angehängten Lagepläne (erfasst und erstellt durch die Gemeinde 
bzw. deren Dienstleister) - sind korrekt und demnach bitte beizubehal-
ten. 
 

Die baulich genehmigte Nutzung wird durch den Plan 
nicht angetastet sowohl auf Flst. 2828 wie auch auf 
Flst. 286/2 sind Erweiterungen des Bestands möglich. 
Die Erschließungsbeiträge haben sich auf Grundlage 
der einschlägigen Satzung der Gemeinde an der vor-
handenen Bebauung orientiert. Eine Reduzierung von 
Bebauungsmöglichkeiten erfolgt nicht. Ebenso erfolgt 
keine Umwidmung 

Zustimmung zu den 
Vorschlägen der 
Verwaltung/Planer – 
die Einwendung 
wird zurückgewie-
sen 
 

 Anmerk. Büro Hornstein: Die Lagepläne und Grundsteuerbe-
scheide sind dieser Synopse als Anlage angefügt. 
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2.5.    Privat 5, W. u. S. Dresen, Waldweg 14, 88690 Uhldingen-Mühlhofen 
(Eingang von 2 E-Mails am 30.07.2024) 

 Mail vom 30.07.2024 um 20.00 

bezugnehmend auf unseren Vorschlag, ein Baufenster auf unserem 
Grundstück Nr. 278 auszuweisen, möchten wir ergänzen, dass wir auch 
eine kleinere Bebauung in Form eines Tinyhauses anregen möchten.  

Hintergrund unserer Anregung ist, dass unsere Kinder mit ihren jeweili-
gen Familien in unser Haus einziehen und wir auch gerne unterstützend 
in einer kleineren Bebauung in der Nähe wohnen bleiben möchten, da 
ein Leben in der Großfamilie für uns persönlich an erster Stelle steht. 

  

 Mail vom 30.07.2024 um 21.22 

bezugnehmend auf unseren Vorschlag, auf unserem Grundstück Nr. 
278 ein zusätzliches Baufenster auszuweisen, möchten wir noch hinzu-
fügen, dass wir uns auch ein kleineres Tinyhaus als zusätzliche Bebau-
ung vorstellen könnten.  

Hintergrund dieser Überlegung ist, dass unsere beiden Kinder beab-
sichtigen, mit ihren Familien in naher Zukunft in unser Haus einzuzie-
hen, da sie sich mit ihrer Heimat verwurzelt fühlen, viele Jahre am Uhl-
dinger Vereinsleben aktiv teilgenommen haben und nun nach einigen 
Jahren in der Ferne wieder neue Wurzeln in ihrer Gemeinde schlagen 
möchten.  

Mein Mann und ich würden natürlich auch gerne in ihrer Nähe in Un-
teruhldingen wohnen bleiben und sie familiär unterstützen, da für uns 
das Leben in der Großfamilie oberste Priorität hat. Dieses Vorhaben 
könnten wir durch Ihre Erfüllung unserer Bitte in einem kleinen Ti-
nyhäuschen verwirklichen. 
Hinzu kommt, dass unserem Nachbarn Herrn Jeschonek, Flurstück-
nummer 279/1, die Bebauung zweier Häuser bereits bewilligt wurde, 
sodass die von uns anvisierte, unauffällige und schonende Bebauung 
direkt daneben kaum mehr ins Gewicht fallen dürfte.  
In der Hoffnung auf eine familiär wohlwollende Berücksichtigung unse-
res Anliegens im Bebauungsplan verbleiben wir mit herzlichen Grüßen 

 

Der bereits in der vorangegangenen Offenlage geäu-
ßerte Wunsch nach einer Erweiterung der Baumög-
lichkeiten auf dem Grundstück Fl. St. 278 wurde wie 
folgt abgewogen: 

Die angeregte Erweiterung des ausgewiesenen Allge-
meinen Wohngebietes würde zu einem kompletten 
`Zerschneiden des durchgehenden Grünzuges führen. 
In der vorliegenden Planung verbleibt zwischen dem 
genannten Nachbargrundstück Fl. St. Nr. 279/1 und 
dem am Waldweg gelegenen WA zumindest noch 
eine schmale Grünfläche, als Verbindung zwischen 
dem nördlichen und dem südlichen Teil des Plange-
bietes. Darüber hinaus wurden für das Fl. St. Nr. 
279/1 im Rahmen einer städtebaulichen Vereinbarun-
gen Pflanzgebote für Bäume und eine freiwachsende 
Hecke festgelegt, die diese Verbindungsstruktur stär-
ken sollen. Mit der gewünschten Erweiterung würden 
diese Effekte zunichte gemacht. Zudem wird darauf 
hingewiesen, dass das bestehende Gebäude schon 
jetzt in Richtung Bodenseeufer über die bestehende 
Bauflucht hinausragt und das Grundstück in Richtung 
des Waldweges entsprechende Entwicklungsmöglich-
keiten aufweist.` 

 

 
 
Zustimmung zu den 
Aussagen der Ver-
waltung / Planer und 
Beibehaltung der 
Planung ohne die 
Erweiterung der 
Baumöglichkeiten 
auf dem Fl. St. Nr. 
278 
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Die beabsichtigte Errichtung eines sog. Tinyhauses 
ändert an dieser Bewertung nichts. Die Bebauung des 
genannten Nachbargrundstückes stell, wie bereits 
mehrfach ausgeführt, einen städtebaulich und ökolo-
gisch unerwünschten `Ausreißer´ bzw. Sonderfall auf-
grund länger zurückliegender Baugenehmigungen 
dar. 

Die Erweiterung des Baufensters um ca. 4 m nach 
Osten, analog zum Nachbargrundstück Fl. St. Nr. 277 
erscheint jedoch städtebaulich unproblematisch und 
wird daher vorgeschlagen. 
 

 

2.6.    Privat 6, M. Bauhofer, Alpenblickstr. 38, 88069 Tettnang 
(Eingang per Mail am 19.07.2024, 13.08. und 14.08.2024) 

 E-Mail vom 19.07.2024 

Im Bebauungsplan Waldweg - Bayenwiesen vom 11.06.2024 ist auf 
dem Flurstück 287 die Neuanpflanzung eines Baumes direkt angren-
zend zum Gehweg Waldweg eingetragen (s. Bild 1). 

Dies ist nicht möglich, da sich an dieser Stelle seit 2002 zwei Stellplätze 
befinden.  
Ich bitte Sie deshalb den Bebauungsplan entsprechend zu ändern und 
das Pflanzgebot zu entfernen. Beigefügt ist die Baugenehmigung für ei-
nen Carport vom 06.Mai.2002. 

Aus Kostengründen hatte damals mein Vater nur den Stellplatz ohne 
Bedachung umgesetzt. Leider ist dieser Stellplatz nicht im aktuellen La-
geplan verzeichnet. Ich werde dies mit dem Vermessungsamt entspre-
chend klären. 

Ausserdem wollte ich Ihnen mitteilen, dass die Garage nach einem 
Sturmtotalschaden und Neuaufbau nicht mehr teilweise auf dem Nach-
bargrundstück 286/5 steht. 

Auch diesen Sachverhalt werde ich mit dem Vermessungsamt klären. 

Bitte bestätigen Sie mir kurz den Eingang des Einspruch-Schreiben. 
 

In der planungsrechtlichen Festsetzung Nr. 9.1 – An-
pflanzen von Bäumen heißt es: 

`Von den festgesetzten Standorten kann um jeweils 5 

m in jede Richtung abgewichen werden, wenn ge-
währleistet ist, dass die Bäume in dem der Erschlie-
ßungsstraße zugewandten Grundstücksbereich ge-
pflanzt werden.´ 
 
Darüber hinaus genießt die bestehende Situation Be-
standsschutz, d. h.  die Pflicht zur Pflanzung eines 
Baumes kommt erst bei einer Neubebauung bzw. bei 
baulichen Weiterentwicklungen zum Tragen. 

Nicht erforderlich. 
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E-Mail vom 13.08.2024 

anbei übersende ich Ihnen den kurzfristig durch das Vermessungsamt 
Friedrichshafen (H. Dennis Josten) korrigierten Lageplan der Garage 
Waldweg 28, angrenzend an Flurstück 28675. 

Ein Stellplatz wird laut Vermessungsamt nicht in den Lageplan aufge-
nommen. 

Gerne kann ich Ihnen aber bei Bedarf ein entsprechendes Photo bzgl. 
der Existenz des Stellplatzes zusenden. 
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E-Mail vom 14.08.2024 

anbei übersende ich Ihnen ein Bild der zwei Stellplätze auf dem Flur-
stück 287. Wie Sie sehen, ist hier ein neues Pflanzgebot wie im neuen 
Lageplan verzeichnet nicht möglich. 
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2.7 Privat 7, Fam. Ulmer-Berg, Uhldingen-Mühlhofen 
Eingang per Mail am 03.12.2024 – nach Ende der Offenlage und 
Stellungnahmefrist 

  

  
Betreff: Unsere Stellungnahme zum Bebauungsplan „Waldweg – 
Bayenwiesen“  
Sehr geehrte Damen und Herren,  
wir wenden uns heute in einer für uns sehr wichtigen Angelegenheit an 
Sie.  
Vor über 60 Jahren hat unsere Familie die Grundstücke 286/2 und 282 
(sowie 286/3, 286/4) im Waldweg erworben. Seitdem haben wir uns mit 
großem Einsatz um den Aufbau, Erhalt und die Pflege des prägenden 
Baumbestands gekümmert. Zudem haben wir mit unserer maßvollen 
baulichen Nutzung unseren nennenswerten Beitrag zum Ortsbild geleis-
tet.  

 
Die außerhalb der Offenlagefrist eingegangene Stel-
lungnahme greift im Wesentlichen die Punkte auf, die 
schon in der Stellungnahme Nr. 2.4 dargelegt wurde. 
Deshalb kann auf die zugehörige Bewertung und die 
Abwägungsvorschläge verwiesen werden. 
 
Grundsätzlich bleibt nochmals festzuhalten, dass eine 
Umwidmung von Wohnbauflächen in Grünflächen 
nicht erfolgt und dass die Grundstücke zu keinem 
Zeitpunkt komplett als bebaubare Flächen angesehen 
werden konnten. Wie aus den Abwägungsvorschlä-
gen ersichtlich ist, sieht die aktuelle Planung durchaus 

 
Nicht erforderlich 
(Verweis auf die Ab-
wägungsvorschläge 
zur Stellungnahme 
Nr. 2.4) 
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Es war und ist ganz offensichtlich unser Anliegen, das Ortsbild und die 
Natur zu schützen und nachhaltig zu bewahren.  
Mit großem Bedauern sehen wir uns jedoch (erneut) in einer Situation, 
in der unsere Grundstücke durch den aktuellen Entwurf des Bebau-
ungsplans „Waldweg - Bayenwiesen“ erheblich benachteiligt werden 
sollen. Dies wäre bereits das zweite Mal, dass wir faktisch enteignet 
werden – da wir die Flächen ursprünglich komplett als unbeschränktes 
Bauland erworben haben; und uns bereits bei der Ausweisung des ge-
schützten Grünbestands „Untere Bayenwiesen“ erheblich Bauland 
„weggenommen“ wurde.  
Wir möchten Ihnen unsere wesentlichen Punkte kurz zusammenfassen:  
 

1. Langjährige Verantwortung und prägender Einfluss: Unsere 
Familie hat in den letzten Jahrzehnten maßgeblich dazu beige-
tragen, das Ortsbild zu erhalten und den wertvollen Baumbe-
stand aufzubauen und zu bewahren. Ohne unseren umsichti-
gen Umgang mit unserem Eigentum über die Generationen hin-
weg, wäre heute noch weniger Schützenswertes im Waldweg 
vorhanden. Zudem tragen wir mehr oder weniger allein die Ver-
antwortung dafür, dass es überhaupt noch einen prägenden 
Baumbestand in diesem Bereich gibt.  

2.  
2. Doppelte Benachteiligung: Bereits damals bei der Ausweisung des 
geschützten Grünbestands „Untere Bayenwiesen“ wurden wir zum ers-
ten Mal faktisch enteignet. Nun sollen unsere Grundstücke durch den 
Bebauungsplan „Waldweg-Bayenwiesen“ erneut erheblich einge-
schränkt werden.  
Die Nutzbarkeit unserer Grundstücke wäre damit endgültig unverhält-
nismäßig eingeschränkt. Wir möchten hier auch darauf hinweisen, dass 
Eigentum in unserem Land unter besonderem Schutz steht. Solche Ein-
schränkungen müssen daher gut abgewogen sein, und den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit wahren. So sieht es auch unsere Verfassung 
vor (Art. 14 GG).  
 
3. Keine „normalen“ Grundstücke: Unsere Grundstücke stellen einen 
Sonderfall dar, der besondere Berücksichtigung erfordert. (Bereits ein-
geschränkt durch geschützten Grünbestand; Lage in der 2. Reihe bzw. 
nicht vom Waldweg einsehbar)  

Erweiterungsmöglichkeiten vor, die sich an der städte-
baulichen Situation und der Umgebungsbebauung ori-
entieren. Der Bebauungsplan orientiert sich an den 
bisherigen Nutzungen. Wohngebäude werden als sol-
che ausgewiesen. Die privat genutzten Grünflächen 
stellen keine „Wohnbauflächen dar“. Es findet keine 
Umwidmung statt. Es gab bisher keinen Bebauungs-
plan, in dem Wohnbauflächen ausgewiesen waren.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Umwidmung findet nicht statt. Ein Planungsscha-
den ist nicht erkennbar. Die Festsetzung entspricht 
der tatsächlichen/derzeitigen Nutzung. Der vorhan-
dene Baubestand und die darauf begründeten Bebau-
ungsmöglichkeiten wurden, wie bereits oben darge-
stellt durch Ermittlung der Grundflächen und Ge-
schossigkeiten der vorhandenen Bebauung durch den 
beauftragten Städteplaner vollständig und zutreffend 
ermittelt. Die bisherigen baulichen Entwicklungsmög-
lichkeiten werden durch den Bebauungsplan nicht ein-
geschränkt, sodass unabhängig vom Ablauf der ein-
schlägigen Fristen nach § 42 Abs. 2 BauGB keine 
Planschäden entstehen. Eingriffe in ausgeübte Nut-
zungen erfolgen nicht. 
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4. Die im BPL geplante teilweise Umwidmung unserer Flächen von 
„allgemeinem Wohngebiet“ in „private Freiflächen“ oder Ähnliches, ist 
weder nötig noch verhältnismäßig.  
Auch die Einschränkung der Bebaubarkeit durch starre Baufenster ist in 
unserem Fall unverhältnismäßig.  
In Zeiten der neuen Grundsteuer (für uns über 200% Kostensteigerung) 
kommt diese Einschränkung der Bebauungsmöglichkeit einem schwe-
ren Rückschlag gleich. Das kann nicht im Sinne der Gemeinde sein. 
Seite 2 von 2  
 
5. Sicherung der Zukunft: Wir möchten als Familie(n) in der dritten 
Generation weiterhin auf unseren Grundstücken gemeinsam leben und 
arbeiten können. Dazu ist es notwendig, dass die Grundstücke komplett 
als Bauland (allg. Wohngebiet) erhalten bleiben und auch eine sinnvolle 
und angemessene Nachverdichtung (mehrere Baufenster) und Bebau-
ung (angemessene GRZ) möglich bleibt.  
All die genannten Punkte greifen wir in unserer Stellungnahme bzw. un-
seren Anträgen auf. Wir bitten Sie daher eindringlich, unsere Stellung-
nahme zum Bebauungsplan - sobald sie Ihnen vorgelegt wird - sorgfäl-
tig zu prüfen und unsere besonderen Umstände zu berücksichtigen. 
Gerne senden wir Ihnen die Stellungnahme auch vorab zu.  
Mit der aktuellen Fassung des Bebauungsplans würden ganze Lebens-
planungen (Hausbau auf dem elterlichen Grundstück durch die Kinder 
und deren entstehenden Familien) mit einem Handstreich verunmög-
licht werden.  
Die Gemeinde wünscht sich zurecht Nachverdichtung und mehr 
Wohnraum – der Bebauungsplan würde uns jedoch genau das wei-
testgehend untersagen.  
Uns wären nur 2 Wohngebäude auf ca. 4.000m² Fläche gestattet – 
das ist weder zeitgemäß noch verhältnismäßig.  
Der Bebauungsplan sollte – zumindest in dieser Form - nicht verab-
schiedet werden.  
Alternativ können wir Sie nur bitten, uns innerhalb des Bebauungsplans 
so weit wie möglich entgegenzukommen (keine Umwidmung unserer 
Flächen + ein weiteres Baufenster für 282 und 286/2 + höhere GRZ) 
und sich bei einem späteren Bauantrag (Abweichung vom BPL/Teilung 
der Grundstücke) kulant zu zeigen.  
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Bitte denken Sie daran: Das letzte Wort liegt hier bei Ihnen, liebe Ge-
meinderäte.  
Sie entscheiden darüber, ob ausgerechnet die Familien, die das Schüt-
zenswerte in diesem Gebiet bewahrt haben, durch den BPL erheblich 
eingeschränkt werden und dadurch gezwungen wären, den Rechtsweg 
zu beschreiten.  
Für Rückfragen oder Gespräche stehen wir jederzeit zur Verfügung und 
danken Ihnen für Ihre Zeit und die sorgfältige Prüfung unserer Stellung-
nahme.  
Mit freundlichen Grüßen,  
Familie Berg & Ulmer  
PS: Herrn Bauamtsleiter Stephan an dieser Stelle noch unseren aus-
drücklichen Dank für die gute Kommunikation bis hierher. 

 

 

 

 

 
 


